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Auf einen Blick

1.	 Rahmenbedingungen1

	 Geopolitische Spannungen und die ungelösten Konflikte in Osteuropa und im Nahen Osten sorgten 
2025 für Unsicherheit. Das globale Wachstum war positiv, aber ungleich verteilt und insbesondere in 
Europa weiterhin verhalten. Die deutsche Wirtschaftsleistung zeigte 2025 nur ein moderates Wachs-
tum von 0,3 %. In Deutschland bestimmten die Debatten um Industriepolitik, Deglobalisierung und 
die langfristige Finanzierung der Sozialsysteme die Agenda. Künstliche Intelligenz (KI) begann sowohl 
unser Leben als auch unsere Arbeit zu verändern.

1.1	 Kapitalmärkte

	 Das Jahr 2025 war aus wirtschaftlicher Sicht von erheblichen handelspolitischen Verwerfungen und 
geopolitischen Unsicherheiten geprägt. Die Weltwirtschaft wuchs mit rund 3,3 % etwa auf Vorjahres-
niveau. Dies ist angesichts der dämpfenden Auswirkungen der verschärften US-Handelsbeschrän-
kungen bemerkenswert.

2022 2023 2024 2025

Anwärter / 
Leistungsempfänger

29.170 28.698 28.169 27.688

Beitragspflichtige Verträge 10.367 9.551 8.829 8.097

Beitragsfreie Verträge 14.292 14.233 14.042 13.827

Rentenempfänger 4.511 4.914 5.305 5.764

Daten zur Bilanz (in €)

Bilanzsumme 419.506.523,40 428.218.946,72 435.531.794,30 444.940.766,24

Deckungsrückstellung 397.038.368,45 404.605.861,11 412.867.559,53 420.011.317,95

Daten zur GuV (in €)

Beitragseinnahmen 12.508.079,56 11.693.247,43 10.877.420,02 10.329.212,43

Ergebnis aus Kapitalanlagen 10.993.514,48 10.958.196,06 12.879.479,55 12.692.927,48

Veränderung der  
Deckungsrückstellung

8.482.132,40 7.567.492,66 8.261.698,42 7.143.758,42

Rentenzahlungen (ohne  
Regulierungsaufwendungen)

7.190.934,15 7.559.892,84 8.050.469,19 8.590.367,13

Nettoverzinsung (in %) 2,78 2,68 3,10 3,04

Rohüberschuss 730.264,74 1.207.888,10 -1.018.187,06 1.490.612,44

Jahresüberschuss/-fehlbetrag 730.264,74 -252.770,13 -3.662.861,71 -1.095.424,54

Solvabilitätsquote (in %) 106,88 105,83 104,04 110,85

1	 Sämtliche zitierten Marktdaten und volkswirtschaftlichen Kennzahlen sowie rechtliche Rahmenbedingungen sind öffentlich  
zugänglich und wurden im März 2026 erhoben.
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	 Nach zwei Rezessionsjahren verzeichnete Deutschland im Jahr 2025 ein leichtes Wirtschaftswachs-
tum von 0,3 %. Die Industrie kämpft weiterhin mit hohen Energiepreisen, ausufernder Bürokratie und 
sinkender Wettbewerbsfähigkeit. 

	 Die Eurozone wuchs 2025 real um 1,5 % und übertraf damit die Prognose der EU-Kommission von 
1,3 %. Getragen wurde das Wachstum vor allem von den südeuropäischen Ländern Spanien, Portugal 
und Griechenland.

	 In den USA verlangsamte sich das Wirtschaftswachstum auf 2,1 %, was auf eine Abschwächung des 
privaten Konsums aufgrund der anhaltenden Inflation zurückzuführen war.

	 Die Inflationsraten in Deutschland, der Eurozone und den USA zeigten 2025 eine weiter rückläufige 
Tendenz. Der Verbraucherpreisindex in Deutschland lag im Jahresdurchschnitt 2025 bei 2,2 % ge-
genüber dem Vorjahr. In der Eurozone sank die Inflation im Dezember 2025 auf 1,9 % und damit unter 
die Zwei-Prozent-Marke der Europäischen Zentralbank. In den USA lag die Inflationsrate im Dezember 
2025 bei 2,7 %.

	 Im Jahr 2025 setzten die großen Zentralbanken ihren Zinssenkungszyklus fort. Die Europäische 
Zentralbank (EZB) senkte den Einlagensatz bis Juni 2025 auf 2,0 % und beließ ihn dort bis zum 
Jahresende unverändert. Ein Niveau, das die EZB als neutral einschätzt. In den Vereinigten Staaten 
setzte die Federal Reserve (Fed) ihre Zinssenkungen fort und reduzierte den Leitzins bis Dezember 
2025 auf eine Spanne von 3,50 bis 3,75 %.

	 Die Aktienmärkte verzeichneten im Jahr 2025 trotz erheblicher Volatilität eine positive Entwicklung. 
Der DAX beendete das Jahr bei 24.490 Punkten und erzielte damit eine Jahresperformance von rund 
23 %. Der S&P 500 erzielte eine Gesamtrendite von 17,9 % und damit das dritte Jahr in Folge mit 
einer außergewöhnlichen Performance. Die Rendite zehnjähriger Bundesanleihen stieg zum Jahres-
ende auf etwa 2,85 %, während zehnjährige US-Treasuries das Jahr bei rund 4,16 % beendeten.

	 Bemerkenswert war die Entwicklung am Devisenmarkt: Der Euro wertete im Jahresverlauf 2025 um 
rund 13 % gegenüber dem US-Dollar auf und erreichte zeitweise Höchststände von über 1,18 USD. 
Diese Entwicklung stand im Widerspruch zur Zinsdifferenz zugunsten des US-Dollars. Die Dollar-
Schwäche ist im Kontext der wirtschaftspolitischen Strategie der Trump-Administration zu sehen: 
Ein schwächerer Dollar verbessert die Wettbewerbsfähigkeit US-amerikanischer Unternehmen und 
entspricht dem erklärten Ziel, das US-Handelsbilanzdefizit zu reduzieren. Für Euro-basierte Anleger 
hatte die Dollar-Abwertung erhebliche Auswirkungen auf die realisierte Performance: Die Rendite des 
S&P 500 von 17,9 % reduzierte sich nach Währungsumrechnung auf lediglich rund 5 % in Euro. Der 
vermeintliche Vorteil einer Anlage in US-Aktien wurde damit durch den Wechselkurseffekt aufgezehrt, 
was die kurzfristigen Auswirkungen von Währungsschwankungen auf international diversifizierte 
Portfolios verdeutlicht.

	 Auf dem deutschen Immobilienmarkt hielt die Zurückhaltung der Investoren weiter an. Eine hohe 
Heterogenität bestimmte den Immobilienmarkt. Während Immobilien aus den Bereichen Einzelhan-
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del, Logistik und Wohnen leichte Erholungstendenzen aufwiesen, blieb der Markt für Büroimmobilien 
weiterhin herausfordernd.

1.2	 Geschäftsentwicklung Pensionskassen

	 Auf Basis der vorläufigen Ergebnisse des Gesamtverbandes der Deutschen Versicherungswirtschaft 
(GDV) vom 21. Januar 2026 war die Geschäftsentwicklung bei den Pensionskassen im Jahr 2025 
weiterhin rückläufig.

	 Die gebuchten Bruttobeiträge der Pensionskassen beliefen sich auf 1,74 Mrd. € (2024: 1,82 Mrd. €) 
und sanken im Vergleich zum Vorjahr um 4,6 %. Beiträge aus den Rückstellungen für Beitragsrück-
erstattungen sind in diesem Wert nicht enthalten. Für den Bestand ergab sich zum Ende des Be-
richtsjahres 2025 eine Anzahl von 3,23 Mio. Verträgen (2024: 3,33 Mio.) und somit ein Rückgang um 
3,1 %.2

1.3	 Rechtliche Rahmenbedingungen

	 Pensionskassen unterliegen als Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (EbAV) der Bun-
desanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) nach Teil 4 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
(VAG); die für Versicherer relevante Solvency-II-Richtlinie findet auf Pensionskassen keine Anwen-
dung. Im Berichtsjahr 2025 standen insbesondere DORA-Vorgaben zur digitalen Resilienz, die Novelle 
der Anlageverordnung sowie prägende Entscheidungen der bAV-Rechtsprechung im Fokus; das BRSG 
II wurde Ende 2025 parlamentarisch beschlossen und nach dem Bilanzstichtag am 21.01.2026 im 
Bundesgesetzblatt verkündet.

	 I.	 BRSG II (Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz) – Weiterentwicklung der bAV

	 Mit dem BRSG II soll die bAV breiter verankert und insbesondere die Verbreitung bei kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) sowie bei Beschäftigten mit niedrigerem Einkommen gestärkt wer-
den; die Reform umfasst Änderungen im Arbeits-, Steuer- und (teilweise) Aufsichtsrecht und tritt 
gestaffelt ab 2026/2027 in Kraft.

	 Wesentliche Inhalte sind:

	 •	 Kleinstanwartschaften/Abfindungen: Höhere Abfindungsgrenzen und zusätzliche Abfindungs- 
	 möglichkeit unter bestimmten Voraussetzungen.

	 •	 Optionssystem (Opting-out): Weiterentwicklung/Erleichterungen zur praktischen Umsetzung in  
	 bestimmten Konstellationen.

	 •	 Sozialpartnermodell: Stärkung bzw. Öffnung/Erleichterungen der Nutzung unter definierten  
	 Voraussetzungen.

	 •	 Steuerliche Förderung: Weiterentwicklung der Förderung (u. a. Geringverdienerförderung) mit  
	 zeitlicher Staffelung.

2	 An der Erhebung des GDV beteiligten sich 17 überbetriebliche Pensionskassen (überwiegend Gründungen von Versicherern).
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	 II.	 DORA – seit 17. Januar 2025 verbindlich

	 Mit der Verordnung (EU) 2022/2554 („Digital Operational Resilience Act“ – DORA) gelten EU-weit ein-
heitliche Vorgaben zur Stärkung der digitalen operationalen Resilienz im Finanzsektor, die auch 
Pensionskassen erfassen. Die BaFin begleitet und konkretisiert die Umsetzung in Deutschland durch 
laufende Veröffentlichungen (u. a. FAQ, Hinweise, Dokumentationsanforderungen) und Umsetzungs-
leitfäden.

	 Ergänzend wird DORA in Deutschland durch das Finanzmarktdigitalisierungsgesetz (FinmadiG) als 
Begleitgesetzgebung zur Durchführung und Durchsetzung des DORA-Pakets flankiert (verkündet am 
27.12.2024).

	 Kernelemente von DORA:

	 •	 Informations- und Kommunikationstechnologie (IKT)-Risikomanagement:
		  Dokumentierter Rahmen inkl. Governance/Verantwortlichkeiten sowie Prozessen zur Prävention,  

	 Detektion, Reaktion und Wiederherstellung.
	 •	 Behandlung, Klassifizierung und Meldung IKT-bezogener Vorfälle: Standardisierte Verfahren  

	 zur Einordnung und Meldung an die Aufsicht in definierten Fristen/Formaten.
	 •	 Resilienz-Tests: Regelmäßige Tests (z. B. Schwachstellen-/Penetrationstests) sowie – je nach  

	 Institut – weitergehende Testverfahren.
	 •	 IKT-Drittparteienrisikomanagement: Anforderungen an Auswahl, Steuerung und Überwachung  

	 von IKT-Dienstleistern (inkl. Unterauslagerungen), Mindestvertragsinhalte und Exit-Strategien.

	 III.	 Kapitalanlage 2025: Neue Anlageverordnung (AnlV)

	 Die am 7. Februar 2025 in Kraft getretene Achte Verordnung zur Änderung der AnlV brachte subs-
tanzielle Neuerungen für das Sicherungsvermögen. Dabei wesentlich:

	
	 •	 Neue Infrastrukturquote (5 %)
		  Erstmals können bis zu 5 % des Sicherungsvermögens zusätzlich in Infrastrukturanlagen inves- 

	 tiert werden.
	 •	 Erhöhung der Risikokapitalquote auf 40  %
		  Die Quote für risikobehaftete Anlagen (z. B. Aktien, Private Equity) wurde von 35 % auf 40 %  

	 angehoben.
	 •	 Öffnungsklausel
		  Anlagen über den üblichen Grenzen hinaus sind im Rahmen der Öffnungsklausel möglich; grund- 

	 sätzlich sind bis 5 % erlaubt, mit BaFin-Genehmigung bis 10 %.

	 Diese Reform erweitert den strategischen Spielraum erheblich und führt zugleich zu höheren Anfor-
derungen an Risikosteuerung, Monitoring und interne Dokumentation.
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	 IV.	 Arbeitsrecht & bAV-Dokumentation: Textform ab 01.01.2025

	 Durch das Vierte Bürokratieentlastungsgesetz (BEG IV) wurde das Nachweisgesetz (NachwG) 
geändert: Seit 1. Januar 2025 kann die Niederschrift der wesentlichen Arbeitsbedingungen in Text-
form (§ 126b BGB) übermittelt werden – etwa per E-Mail –, sofern bestimmte Anforderungen erfüllt 
sind. Auch bAV-Elemente (z. B. Entgeltumwandlung, Versorgungsträger) sind hiervon umfasst. Die 
Schriftform bleibt nur in wenigen Ausnahmen verbindlich (z. B. auf Verlangen der Beschäftigten).

	 V.	 Pensions-Sicherungs-Verein VVaG

	 Der Pensions-Sicherungs-Verein VVaG (PSVaG) setzte den Beitragssatz für das Jahr 2025 auf 1,2 ‰ 
fest (Vorjahr: 0,4 ‰); beitragspflichtig sind die Arbeitgeber (PSVaG-Mitglieder). Für Pensionskassen-
zusagen wurde 2025 letztmalig ein zusätzlicher Beitrag von 1,5 ‰ der Beitragsbemessungsgrund-
lage zur Dotierung des Ausgleichsfonds erhoben; ab 2026 entfällt dieser Zusatzbeitrag.

	 VI.	 Wesentliche bAV-Rechtsprechung 2025

	 a) Betriebsrentenanpassung – BAG 06.05.2025 (3 AZR 142/24)

	 Das Bundesarbeitsgericht (BAG) bestätigte, dass die Anpassungsprüfpflicht nach § 16 BetrAVG ent-
fällt, wenn alle Überschüsse ab Rentenbeginn verbindlich zur Erhöhung der Leistungen verwen-
det werden. Eine bloße „gelebte Praxis“ reicht nicht – die Regelung muss rechtlich fixiert sein 
(Satzung, Bedingungen, Geschäftsplan).

	 Ergänzend bestätigte das BAG mit Urteil vom 28.10.2025 (3 AZR 24/25) die Grundsätze zur Anpas-
sungsentscheidung nach § 16 BetrAVG unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Lage und der 
Prognose zum jeweiligen Anpassungsstichtag.

	 b) Arbeitgeberzuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG

	 Mehrere Entscheidungen (u. a. am 11.03.2025 (3 AZR 53/24) und (3 AZR 75/24) sowie am 26.08.2025 
(3 AZR 298/24) stellten klar: Ein Tarifvertrag kann den gesetzlichen Arbeitgeberzuschuss vollstän-
dig ausschließen, wenn er die Entgeltumwandlung eigenständig und abschließend regelt –  
ein ausdrücklicher Ausschluss ist nicht nötig.

	 Ergänzend konkretisierte das BAG, wann der gesetzliche Arbeitgeberzuschuss zur Entgeltumwand-
lung durch Einzahlung in den Durchführungsweg erfüllt wird (BAG 24.06.2025 – 3 AZR 158/24).

	 c) Weitere Themen 2025

	 Die Jahresübersicht der bAV-Rechtsprechung 2025 weist neben den Kernentscheidungen weitere 
arbeitsrechtliche Leitlinien aus, die für die Praxis der betrieblichen Altersversorgung relevant sind. 
Dazu zählen insbesondere Fragen der Berechnung und zulässigen Typisierung bei Versorgungs-
zusagen (BAG 21.01.2025 – 3 AZR 100/24), die Behandlung von Elternzeiten/ruhenden Beschäf-
tigungszeiten in Wartezeit bzw. Besitzstandsregelungen (BAG 06.05.2025 – 3 AZR 65/24) sowie 



Fragen der Insolvenzsicherung/PSVaG Einstandspflicht bei Arbeitgeberwechseln mit Übernahme 
einer Versorgungszusage (BAG 06.05.2025 – 3 AZR 130/24).

	 Fazit

	 2025 war geprägt von erhöhten Anforderungen an Organisation, Dokumentation und Prozesssicher-
heit. Die Weiterentwicklung des Rechtsrahmens erfordert deshalb eine stufenweise Fortschreibung 
der internen Vorgaben und Abläufe.

 
2.	 Über uns

2.1	 Allgemeines

	 Die Kölner Pensionskasse VVaG i. L. (im Folgenden Kölner Pensionskasse, KPK oder Pensionskasse) 
wurde am 1. Februar 2002 gegründet und hat ihre Geschäftstätigkeit am 10. April 2002 aufgenom-
men. Seit dem 1. Januar 2021 befindet sie sich in einer langfristigen Liquidation, einem sogenannten 
Run-off und zeichnet daher kein Neugeschäft mehr. Seitdem firmiert die Kölner Pensionskasse mit 
i. L. (in Liquidation).

	 Die Kölner Pensionskasse ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. Das Geschäftsgebiet ist 
die Bundesrepublik Deutschland. 

	 Unsere Mission 

	 Auch nach der 2018 von unserer Aufsichtsbehörde, der BaFin, verfügten Schließung für das Neuge-
schäft und dem Entzug der Geschäftserlaubnis besteht unsere Pflicht weiterhin darin, den bei uns 
versicherten Mitgliedern nach Maßgabe der Satzungsbestimmungen folgende Leistungen zu gewäh-
ren und die entsprechenden Zahlungen sicherzustellen: 

	 a)	 Eine lebenslange Altersrente, 
	 b)	 optional eine Rente bei Erwerbsminderung, 
	 c)	 optional eine Witwen-, Witwer- und Waisenrente für die Hinterbliebenen, 
	 d)	 ein Sterbegeld.

	 Gemäß ihrem Satzungszweck wird die KPK die bestehenden Altersvorsorgeverträge ihrer Mitglieder 
und Versicherten weiterhin planmäßig verwalten und dazu über einen sehr langen Zeitraum den  
Run-off kundenorientiert organisieren.

2.2	 Mitarbeiterentwicklung 2025

	 2025 lag der Schwerpunkt der Personalentwicklung auf dem Ausbau digitaler und prozessbezo-
gener Kompetenzen, die für den langfristigen Run-off-Betrieb wesentlich sind. Neben Schulungen 
zu regulatorischen Anforderungen und IKT-Sicherheit wurde die Qualifizierung insbesondere in den 
Bereichen Dokumentation, Datenqualität und Prozessoptimierung weitergeführt. Rückmeldungen aus 
den internen Austausch- und Feedbackformaten bestätigen die weiterhin stabile Zusammenarbeit im 
Team.
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2.3	 IKT‑Sicherheit und DORA: Operative Umsetzung

	 Mit der Anwendung zentraler DORA Vorgaben ab Januar 2025 stand die operative Umsetzung im  
Vordergrund. Im Berichtsjahr wurden das IKT-Risikomanagement weiter standardisiert, die Über-
wachung externer IT-Dienstleister ausgebaut sowie Melde- und Reaktionsprozesse für IKT-Vorfälle 
konkretisiert. Technische Sicherheitstests und Maßnahmen zur Sensibilisierung der Mitarbeitenden 
wurden fortgeführt. Damit wurde die digitale Resilienz der Pensionskasse planmäßig gestärkt.

2.4	 Run-off Management 2025: Stabilisierung und Kooperationsperspektiven

	 Im Jahr 2025 lag der Schwerpunkt auf der weiteren Stabilisierung und Vereinheitlichung von Abläufen 
im Run-off. Dazu gehörten die Überprüfung interner Prozesse, die Harmonisierung zentraler Verwal-
tungsabläufe sowie Maßnahmen zur Sicherstellung einer dauerhaft verlässlichen Bestandsführung.

	 Ein wesentlicher Bestandteil der Modernisierung ist das neue Bestandsverwaltungssystem, das sich 
2025 in der Entwicklung befand und im Jahr 2026 fertiggestellt wird. Das System wird die digitale 
Arbeitsweise der Kölner Pensionskasse nachhaltig verbessern, Prozesse stärker standardisieren und 
eine zeitgemäße, zukunftsfähige Verwaltung der Bestände ermöglichen. Darüber hinaus schafft es 
technische Voraussetzungen, um perspektivisch auch mit externen Partnern effizient zusammenar-
beiten zu können.

	 Parallel dazu wurden mögliche Kooperationsansätze mit weiteren Pensionskassen erörtert. Die Ab-
stimmungen befanden sich 2025 noch in einem frühen Stadium und dienten der Prüfung grundsätz-
licher Rahmenbedingungen und Perspektiven einer künftigen Zusammenarbeit. Ziel bleibt es, den 
Abwicklungsbetrieb langfristig effizient, rechtssicher und serviceorientiert auszugestalten.

2.5	 Verantwortungsvolle Nutzung von Künstlicher Intelligenz

	 Künstliche Intelligenz (KI) wird auch in regulierten Bereichen zunehmend als unterstützendes Werk-
zeug eingesetzt. Die Kölner Pensionskasse verfolgt hierbei einen vorsichtigen, am aufsichtsrecht-
lichen Rahmen orientierten Ansatz. 2025 wurden erste Anwendungsfelder identifiziert und interne 
Kompetenzen durch die Benennung eines KI-Managers sowie einer Stellvertretung gestärkt.

	 KI wird ausschließlich unterstützend eingesetzt, etwa zur strukturierten Aufbereitung von Informa-
tionen und zur Effizienzsteigerung interner Arbeitsabläufe. Entscheidungen mit Auswirkungen auf 
Versicherte oder Leistungen verbleiben vollständig in der Verantwortung der Mitarbeitenden. Maß-
geblich sind Nachvollziehbarkeit, Kontrollierbarkeit und Datenschutzkonformität; eingesetzt werden 
daher nur Anwendungen mit transparenten, überprüfbaren Ergebnissen.

2.6	 ESG 2025: Kontinuität und Datenqualität

	 Die ESG Ausrichtung wurde 2025 ohne grundlegende Änderungen fortgeführt; ergänzend wurden 
Maßnahmen zur Verbesserung der Datenqualität weiterentwickelt.



	 Kapitalanlagen

	 Die externen Prüfungen auf potenziell ESG kritische Emittenten wurden fortgeführt und um zusätz-
liche Plausibilisierungen der Datengrundlagen ergänzt, um die Transparenz im Portfolio weiter zu 
erhöhen.

	 Immobilien

	 Der Bestand wurde weiterhin konservativ geführt. Energetische Kennzahlen der direkt gehaltenen 
Immobilien wurden aktualisiert und systematisch dokumentiert.

	 Offenlegungsverordnung

	 Die Pensionskasse betreibt ein Altersvorsorgeprodukt im Sinne der Offenlegungsverordnung und 
bewirbt keine ökologischen und/oder sozialen Merkmale. Gemäß Art. 7 Taxonomieverordnung be-
rücksichtigen die diesem Finanzprodukt zugrundeliegenden Investitionen nicht die EU-Kriterien für 
ökologisch nachhaltige Wirtschaftsaktivitäten. 

2.7	 Finanzielle Lage

	 Die Kölner Pensionskasse schließt das Geschäftsjahr 2025 mit einem Jahresfehlbetrag in Höhe von 
	 -1.095.424,54 € (Vorjahr: -3.662.861,71 €) ab. Dieser Fehlbetrag wurde durch eine Entnahme 

aus dem Gründungsstock in Höhe von 1.095.424,54 € ausgeglichen (Vorjahr: Entnahme aus dem 
Gründungsstock in Höhe von 1.539.108,17 € und Entnahme aus der Verlustrücklage in Höhe von 
2.123.753,54 €).

	 Insgesamt erzielte die Kölner Pensionskasse einen Rohüberschuss in Höhe von 1.490.612,44 € 
(Vorjahr: -1.018.187,06 €) und damit 2.508.799,50 € mehr als im Vorjahr. Gemäß den Vorschriften 
der Mindestzuführungsverordnung (MindZV) musste der Rückstellung für erfolgsabhängige und er-
folgsunabhängige Beitragsrückerstattung (RfB) ein Betrag von 2.586.036,98 € zugeführt werden. 

	 Die Verlustrücklage der Kölner Pensionskasse wurde zum Ausgleich des Jahresfehlbetrages des 
Jahres 2024 vollständig entnommen. Der Gründungsstock wurde in Höhe von 1.095.424,54 € in 
Anspruch genommen, so dass sich das Eigenkapital im Berichtsjahr um insgesamt 1.095.424,54 € 
auf 3.365.467,29 € reduzierte. 

	 Die anrechenbaren Eigenmittel für die Solvabilität, bestehend aus dem Gründungsstock und der 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung3  abzüglich der immateriellen Vermögensgegenstände, sind 
um 1.481.561,82 € gestiegen und belaufen sich auf 19.730.124,70 € (Vorjahr: 18.248.562,88 €).
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3	 Die Rückstellung für Beitragsrückerstattung ist in voller Höhe nicht für die Überschussbeteiligung der Versicherungsverträge  
festgelegt, sodass sie insgesamt als Eigenmittel zur Bedeckung der Solvabilitätskapitalanforderung angesetzt werden kann.
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	 Für den regulierten Altbestand wurde planmäßig auch für das Geschäftsjahr 2025 eine temporäre 
Rechnungszinsabsenkung auf 2,5 % vorgenommen. Diese gilt für weitere 8 Jahre.

	 Für den deregulierten Bestand vom 1. Januar 1997 bis 31. Dezember 2014 wurde der Rechnungs-
zins nach Deckungsrückstellungsverordnung (DeckRV) für einen Zeitraum von 15 Jahren auf 1,57 % 
abgesenkt.

	 Dem Risiko unzureichender Liquidität wird durch eine laufende Kontrolle der Zahlungsströme 
Rechnung getragen. Die Kölner Pensionskasse verfügte am Bilanzstichtag 31.12.2025 über Liqui-
dität in Form von laufenden Guthaben bei Kreditinstituten in Höhe von 22.423.181,56 € (Vorjahr: 
12.369.358,14 €).

3.	 Geschäftsverlauf

3.1	 Allgemeines 

	 Im Berichtsjahr wurden wegen der bereits im Jahr 2018 vorgenommenen Schließung des Neu-
geschäfts keine neuen Versicherungsverträge mehr abgeschlossen. Bedingt durch Kapitalauszah-
lungen, Tod und Vertragsstornierungen sind insgesamt 571 (Vorjahr: 591) Versicherungsverträge 
abgegangen.

3.2	 Entwicklung des Versichertenbestandes

	 Die Anzahl der Versicherungsverträge hat sich gegenüber dem Vorjahr um 488 Verträge verringert. 
Der Bestand teilt sich in Anwärter und Rentner wie folgt auf:

	

	 In der Anlage 1 sind der Gesamtbestand und seine Entwicklung im Jahr 2025 dargestellt.

3.3	 Beitragseinnahmen

	 Die Beitragseinnahmen entwickelten sich wie folgt:

	 Die Beitragseinnahmen sanken im Vergleich zum Vorjahr um 5,04 %.

31.12.2025 31.12.2024

Anwärter 21.924 22.871

Rentner 5.764 5.305

Gesamt 27.688 28.176

in € 2025 2024

Gebuchte Bruttobeiträge 10.329.212,43 10.877.420,02



3.4	 Versicherungsleistungen

	 a)	 Versicherungsfälle (ohne Regulierungsaufwendungen)

	 Für Versicherungsfälle entstanden der Pensionskasse folgende Aufwendungen:

	 Die Leistungen für Versicherungsfälle stiegen gegenüber dem Vorjahr um 6,75 %.

	 b)	 Erstattungsleistungen (ohne Regulierungsaufwendungen)
		
	 Ausgeschiedenen versicherten Personen wurden folgende Beiträge erstattet:

	 Beitragserstattungen an Arbeitgeber:

 

	

	 c)	 Regulierungsaufwendungen
		
	 Für die Regulierung der Versicherungsfälle entstanden der Kölner Pensionskasse folgende Aufwen-

dungen:

	

	 Die Regulierungsaufwendungen sanken gegenüber dem Vorjahr um 33,78 %. Der deutliche Rück-
gang resultiert im Wesentlichen aus dem Wegfall von hohen, außerplanmäßigen Abschreibungen auf 
immaterielle Vermögensgegenstände im Vorjahr.
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in € 2025 2024

Renten 8.590.367,13 8.050.469,19

Sterbegeld 75.676,97 67.873,68

Gesamt 8.666.044,10 8.118.342,87

in € 2025 2024

Erstattungsleistungen 404.001,91 665.375,69

in € 2025 2024

Erstattungsleistungen 1.766.589,54 2.259.784,52

in € 2025 2024

Regulierungsaufwendungen 498.651,05 753.032,15
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3.5	 Kapitalanlagen

	 Die Kapitalanlagen haben sich im Geschäftsjahr 2025 wie folgt entwickelt:

	 Das Kassenvermögen ist nach den Erfordernissen von Sicherheit und Rentabilität bei jederzeitiger 
Liquidität und unter Wahrung angemessener Mischung und Streuung angelegt.

	 In der Anlage 2 sind die einzelnen Anlageposten und ihre Entwicklungen in 2025 detailliert darge-
stellt. Der Rückgang der Kapitalanlagen um 446.980,48 € entspricht einer prozentualen Abnahme 
um 0,11 %.

	 Unter Berücksichtigung des gemilderten Niederstwertprinzips belaufen sich die Abschreibungen im 
Geschäftsjahr auf insgesamt 890.332,44 €. Hierbei handelt es sich in Höhe von 176.786,21 € um 
planmäßige Abschreibungen auf Immobilien. Nähere Erläuterungen finden sich im Anhang zu 8 b).

	 Das Ergebnis der Kapitalanlagetätigkeit im Geschäftsjahr beträgt nach Abzug der Aufwendungen 
12.692.927,48 € (Vorjahr: 12.879.479,55 €). Dies entspricht einer Nettoverzinsung von 3,04 % 
(Vorjahr: 3,10 %).

3.6	 Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb

	 Im Berichtsjahr sind Verwaltungsaufwendungen in Höhe von 1.932.248,08 € (Vorjahr: 3.251.505,02 €) 
angefallen. Die Verwaltungskostenquote auf die gebuchten Beiträge ist dementsprechend von 
29,89 % auf 18,71 % gesunken. Der deutliche Rückgang resultiert im Wesentlichen aus dem Wegfall 
von hohen, außerplanmäßigen Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände im Vorjahr.

	 Die Abschlussaufwendungen (laufende Provisionszahlungen auf gezahlte Beiträge) betragen 
424.301,62 € (Vorjahr: 463.482,39 €). Im Verhältnis zu den gebuchten Beiträgen liegt die Quote mit 
4,11 % leicht unter dem Vorjahreswert (4,26 %). 

3.7	 Deckungsrückstellung

	 Als Teil der versicherungstechnischen Rückstellungen liegt die Höhe der Deckungsrückstellung zum 
Bilanzstichtag bei 420.011.317,95 € (Vorjahr: 412.867.559,53 €). Hierin enthalten ist eine gemäß 

€

31.12. 2024 417.502.249,26

Zugänge 33.424.012,49

Abgänge 32.980.660,53

Abschreibungen 890.332,44

31.12. 2025 417.055.268,78
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Sanierungsgeschäftsplan vorgesehene pauschale Rückstellung für Langlebigkeitsrisiken („Biome- 
trieverstärkung“) in Höhe von insgesamt 1.178.761,22 €. Im Jahr 2025 wurde keine weitere Zufüh-
rung zur pauschalen Rückstellung vorgenommen.

	 Aufgrund der Bestimmungen der Deckungsrückstellungsverordnung wurden der Zinszusatzre-
serve im Berichtsjahr 45.064,00 € zugeführt. Der Stand der Zinszusatzreserve erhöhte sich auf 
12.079.880,00 €.

3.8	 Rückstellung für Beitragsrückerstattung

	 Nach der Zuführung von 2.586.036,98 € (Vorjahr: Zuführung von 2.644.674,65 €) beträgt die Rück-
stellung für erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung 17.430.667,09 € (Vor-
jahr: 14.844.630,11 €). Bei dieser Rückstellung handelt es sich um die ungebundene Rückstellung 
für Beitragsrückerstattung, die zur Bedeckung der Solvabilitätskapitalanforderung verwendet wird.

3.9	 Geschäftsergebnis

	 Wie für das Geschäftsjahr 2025 prognostiziert, verringerten sich die Beitragseinnahmen bedingt 
durch einen im Rahmen der Erwartungen liegenden Rückgang der beitragszahlenden Anwärter. Die 
Aufwendungen für Versicherungsfälle sind insgesamt gesunken. Ursächlich für diese Entwicklung 
waren die im Vergleich zum Vorjahr erheblich geringeren Regulierungsaufwendungen. Des Weiteren 
sanken die Erstattungsleistungen gegenüber dem Vorjahr um insgesamt 770.112,61 €.

	 Die Kölner Pensionskasse erzielte ein Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit in Höhe von 
-782.298,39 € (Vorjahr: -3.085.940,40 €). Das Geschäftsjahr 2025 schließt mit einem Jahresfehlbe-
trag von -1.095.424,54 € (Vorjahr: -3.662.861,71 €). Nach einer Entnahme aus dem Gründungsstock 
von 1.095.424,54 € ergibt sich ein ausgeglichenes Bilanzergebnis.

3.10	Solvabilität

	 Die Solvabilität der Kölner Pensionskasse VVaG i. L. entspricht den aufsichtsrechtlichen Anforderun-
gen und ist gegenüber dem Vorjahr gestiegen. 

	 Die Solvabilitätskapitalanforderung beträgt zum 31.12.2025 17.798.915,00 € (Vorjahr: 
17.539.888,00 €). Die anrechenbaren Eigenmittel für die Solvabilität belaufen sich zum Bilanzstich-
tag auf 19.730.124,70 € (Vorjahr: 18.248.562,88 €).

	 Die Bedeckungsquote beläuft sich auf 110,85 % (Vorjahr: 104,04 %).
 
4.	 Chancen und Risiken

	 Im BaFin-Rundschreiben 08/2020 – Aufsichtsrechtliche Mindestanforderungen an die Geschäfts-
organisation von Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung (MaGo für EbAV) – sind u. a. die 
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Anforderungen an ein angemessenes und wirksames Risikomanagementsystem formuliert. Dieses 
Kapitel über Chancen und Risiken beruht im Wesentlichen auf dem Risikobericht 2025 der Kölner 
Pensionskasse.

	
	 Allgemein zu den Chancen: Die Kölner Pensionskasse hat sich mit der Umsetzung des Sanierungs-

konzepts neu aufgestellt. Eine angemessene Vorsorge, inklusive der damit verbundenen Bildung 
entsprechender Rückstellungen, erfolgt laufend. Damit ist die Voraussetzung dafür geschaffen, die 
sich als Konsequenz der Sanierung ergebenden, reduzierten Leistungen zuverlässig für Rentner und 
Anwärter zu erbringen und ein ordnungsgemäßes Management der Versicherungsverhältnisse zu 
gewährleisten.

	
	 In dem angesprochenen Risikobericht werden die relevanten Risiken unterteilt in versicherungstech-

nische Risiken, Marktrisiken, operationelle und sonstige Risiken sowie in jeweils noch weitere Unter-
risiken. Im Risikomanagementsystem der Kölner Pensionskasse werden die Nachhaltigkeitsrisiken 
nicht als zusätzliche Risikokategorie behandelt, sondern als Risiken verstanden, die unmittelbar oder 
mittelbar auf die bestehenden Risikokategorien wie beispielsweise Marktrisiken, versicherungstech-
nische Risiken oder operationelle Risiken einwirken können. Die jeweils für die Kölner Pensionskas-
se maßgeblichen Risikokategorien bzw. Unterrisiken werden im Folgenden behandelt.

4.1	 Versicherungstechnische Risiken

	 Zu den versicherungstechnischen Risiken zählen das biometrische Risiko – mit seinen Unterkate-
gorien des Sterblichkeits-, Langlebigkeits- und Invaliditätsrisikos – sowie sonstige versicherungs-
technische Risiken wie das Kosten- und Storno- bzw. Beitragsfreistellungsrisiko. Von besonderer 
Relevanz für die Kölner Pensionskasse ist das Langlebigkeitsrisiko, gefolgt vom Storno- bzw. Bei-
tragsfreistellungs- und dem Kostenrisiko. Beim Sterblichkeits- und Invaliditätsrisiko bestehen auf-
grund einer ausgewogenen Bestandsstruktur keine nennenswerten Konzentrationen, weshalb sie 
eine nur untergeordnete Rolle einnehmen.

	 Das Langlebigkeitsrisiko stellt das Risiko dar, dass die erwarteten sogenannten Überlebenswahr-
scheinlichkeiten aus den Sterbetafeln zu gering angesetzt worden sind und eine Veränderung der 
Sterblichkeitsraten aufgrund einer dann erforderlichen sogenannten Nachreservierung zu einem An-
stieg der versicherungstechnischen Rückstellungen, d. h. der Deckungsrückstellung führt. 

	 Mindestens einmal jährlich überprüft die Kölner Pensionskasse, ob die in den technischen Berech-
nungsgrundlagen kalkulierten Lebenserwartungen und Versicherungsleistungen angemessen er-
scheinen, oder eine zusätzliche Stärkung der Deckungsrückstellungen erforderlich ist. 

	 Des Weiteren führt der Verantwortliche Aktuar zur Überwachung und Steuerung des Langlebigkeits-
risikos differenzierte Auswertungen durch, die den tatsächlichen Risikoverlauf im Hinblick auf die 
beobachtbare Anzahl an Todesfällen mit dem rechnungsmäßig erwarteten Verlauf vergleichen. Auf 
Grundlage dieser Auswertungen gibt der Verantwortliche Aktuar in seinem jährlichen Bericht eine 
Einschätzung darüber ab, ob und inwieweit der jeweils unterstellte Ansatz beibehalten werden kann 
oder angepasst werden muss. 
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	 Das Storno- und Beitragsfreistellungsrisiko ist definiert als der Verlust an Deckungsbeiträgen, 
der sich aus der Beendigung von Versicherungsverträgen und Beitragsfreistellungen und dem damit 
verbundenen Anstieg der versicherungstechnischen Rückstellungen ergeben kann. Eine über den 
Erwartungen liegende Beitragsfreistellung von Verträgen aus dem KPK Bestand kann nicht ausge-
schlossen werden. Im Verlauf der letzten Jahre ist dies jedoch nicht zu beobachten gewesen.

	 Das Kostenrisiko stellt das Risiko dar, dass zum einen die tarifierten Verwaltungs- und Fixkosten 
zu gering bestimmt worden sind und zum anderen die Kosten nicht durch die Beitragseinnahmen 
gedeckt werden können, und dass deswegen möglicherweise eine zusätzliche Verwaltungskos-
tenrückstellung gebildet werden muss. Somit steht das Kostenrisiko der Pensionskasse in engem 
Zusammenhang mit der Höhe der Beitragseinnahmen bzw. dem Storno- und Beitragsfreistellungs- 
risiko.

	 Die Pensionskasse wirkt diesem Risiko entgegen, indem zum einen im 1. Halbjahr 2026 ein neues, 
effizienteres Bestandsverwaltungssystem eingeführt wird. Des Weiteren beabsichtigt die Pensions-
kasse durch die Gründung einer Service-Genossenschaft mit anderen Pensionskassen gemeinsam 
den vielfältigen administrativen und regulatorischen Anforderungen effizienter gerecht zu werden.

4.2	 Marktrisiken

	 Aufgrund der Kapitalanlagetätigkeiten, die einen wesentlichen Aspekt des Geschäftsbetriebs einer 
jeden Pensionskasse darstellen, unterliegt die Kölner Pensionskasse Marktrisiken. Ein wesentlicher 
Rückgang der Marktwerte in den Kapitalanlagen oder der Ausfall der mit den Kapitalanlagen ver-
bundenen Erträge kann zu einem Jahresfehlbetrag führen, der ggf. auch die verfügbaren Eigenmittel 
übersteigt. Als Gegenmaßnahme setzt die Pensionskasse eine ihrer Situation angemessene, im Ein-
klang mit der Geschäfts- und Risikostrategie stehende Kapitalanlagestrategie um und passt sie an 
ein ggf. geändertes Marktumfeld an.

	 Zu den Marktrisiken zählen grundsätzlich das Zins-, Aktien-, Immobilien-, Spread-, Wechselkurs- 
und Konzentrationsrisiko. Bei der Kölner Pensionskasse stehen insbesondere das Zins-, das Immo-
bilien- und das Spread-Risiko im Vordergrund sowie, wenn auch aufgrund vorgenommener Absiche-
rungsgeschäfte mit diesen gegenüber reduzierter Relevanz, das Aktien- und das Wechselkursrisiko.

	 Das Zinsrisiko ist ein bewertungszinsgetriebenes Vermögensrisiko und beinhaltet das Risiko eines 
Marktwertverlusts der Vermögensanlagen, das stark abhängig ist von Veränderungen des allgemei-
nen Marktzinsniveaus und sich bei einem Anstieg dieses Niveaus konkretisieren kann.

	 Die Zinsen an den Kapitalmärkten haben seit 2023 eine Kehrtwende vollzogen, die von einem Zins-
gipfel Ende 2023/Anfang 2024 zu einer Phase der Zinswende und sinkenden Zinsen bis Ende 2025 
geführt hat. 

	 Die gestiegenen Zinsen führten bei den festverzinslichen Wertpapieren der Pensionskasse insbeson-
dere im Jahr 2022 zu einem massiven Anstieg der stillen Lasten. Der seit dem Jahr 2024 erfolgte 
Zinsrückgang hingegen hatte nur einen geringfügigen Rückgang der stillen Lasten zur Folge.



	 Stille Lasten, die allein auf die steigenden Zinsen zurückzuführen sind, ziehen im Regelfall keine Ab-
schreibungen nach sich und haben somit keine Belastung der Eigenmittel zur Konsequenz – sofern 
diese Wertpapiere bis zu ihrer Fälligkeit gehalten werden, sich im Anlagevermögen befinden und 
sich ihre Ratings nicht relevant verschlechtern (siehe Spread-Risiko). Es ist allerdings zu berück-
sichtigen, dass die aufgrund der rückläufigen Kurse der festverzinslichen Wertpapiere rückläufigen 
stillen Reserven die Risikotragfähigkeit der Pensionskasse reduzieren. 

	 Das Immobilienrisiko ist ein wichtiges Risiko für die Kölner Pensionskasse, weil Immobilien und 
Immobilienfonds einen relevanten Anteil des Kapitalanlagenbestandes ausmachen. Risiken bestehen 
hier in Form des Ausfalls von Mieten, aber auch von reduzierten Ausschüttungen aus den Immobi-
lienfonds sowie aufgrund herabgesetzter Bewertungen der Immobilien und dementsprechend ggf. 
vorzunehmender Abschreibungen. Zudem könnten hier gesetzliche Vorgaben, z. B. zu energetischen 
Sanierungen oder zur Übernahme von bisher auf die Mieter umgelegten Betriebskosten, zu erhöhtem 
Investitionsbedarf und reduzierten Erträgen führen.

	 Des Weiteren sind im Immobilienbereich aufgrund des höheren Zinsniveaus und einer veränderten 
Nachfrage im Bürosektor Bewertungsrisiken aufgetreten. Davon sind Immobilien, die von der Kölner 
Pensionskasse verwaltet werden, ebenso betroffen wie die Anlagen in Immobilienspezialfonds. In 
der Immobilienanlage würden aufgrund vorhandener stiller Reserven Marktwertverluste nur teilwei-
se zu Abschreibungen führen. Durch die Marktpreisentwicklung kann derzeit nicht ausgeschlossen 
werden, dass im Immobilienportfolio der Pensionskasse in den nächsten Geschäftsjahren weitere 
Wertberichtigungen erforderlich sein werden.

	
	 Das Spread-Risiko resultiert vor allem aus dem Risiko, dass die schlechtere Bewertung eines 

Emittenten verzinslicher Wertpapiere, ausgedrückt in seinem verschlechterten Rating und/oder die 
schlechtere Bewertung einer bestimmten Art von Wertpapieren, zu einem erhöhten Risikozuschlag 
auf den allgemeinen Marktzins und somit zu einem Marktwertverlust führt, der eine Abschreibung 
nach sich ziehen kann. Das Spread-Risiko bezieht sich auf alle in Fonds oder auch im Direktbestand 
befindlichen Zinspapiere der Kölner Pensionskasse inkl. Namensschuldverschreibungen und verge-
benen Schuldscheindarlehen. 

4.3	 Operationelle Risiken

	 Das operationelle Risiko definiert sich als die Gefahr von Verlusten als Folge von Unzulänglichkeiten 
oder des Versagens von Menschen, internen Prozessen oder Systemen sowie aufgrund externer 
Ereignisse. Wesentliche Aspekte des operationellen Risikos ergeben sich aus prozessbezogenen 
Risiken innerhalb des Versicherungsbetriebs und aus Personalrisiken sowie aus dem IT-Risiko.

	 Die prozessbezogenen Risiken im Versicherungsbetrieb stellen derzeit ein hohes Risiko für die Pen-
sionskasse dar. Grund dafür ist der historisch bedingte erhöhte Anteil manueller und (noch) papier-
gebundener Verwaltungsprozesse. Durch geplante sowie bereits umgesetzte oder in der Umsetzung 
befindliche Maßnahmen wird diesen operationellen Risiken in den Folgejahren eine geringere Rele-
vanz zukommen.
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	 Unter den IT-Risiken finden sich insbesondere die Risiken, die sich aus dem teilweisen oder voll-
ständigen Ausfall der IT-Infrastruktur (z. B. durch einen Cyber-Angriff) sowie aus fehlerhafter Funk-
tionalität und/oder unzureichender Datenqualität ergeben. Auch hier liegt ein sehr hohes Risiko vor, 
dem durch bereits umgesetzte oder in der Umsetzung befindliche sowie geplante Maßnahmen in den 
Folgejahren entgegengewirkt wird.

4.4	 Sonstige Risiken

	 Zu den sonstigen Risiken zählen alle für die Kölner Pensionskasse wesentlichen Risiken, die von 
der Systematik her nicht den bisher behandelten zugeordnet werden können. Darunter fallen das 
Gegenparteiausfall-, das strategische, das Rechts-, Liquiditäts- und Reputationsrisiko.

	 Abgesehen vom Rechts- und Liquiditätsrisiko sind die aufgeführten Risiken entweder als gering 
einzuschätzen (das auf Arbeitgeber bezogene Gegenparteiausfallrisiko), Run-off-bedingt noch nicht 
zu quantifizieren (Strategierisiko) oder bereits bei anderen Risiken eingeflossen. Letzteres betrifft 
das Reputationsrisiko, das als Faktor beim Storno- und Beitragsfreistellungsrisiko, und zum Teil das 
Rechtsrisiko, das als Faktor beim Kostenrisiko berücksichtigt wird. Des Weiteren können sämtliche 
auf die Entwicklung und Vermarktung neuer Produkte sowie die Vermittlung von Versicherungsver-
trägen bezogenen Risiken als nicht relevant betrachtet werden und sind daher nicht zu berücksich-
tigen.

	 Das Rechtsrisiko ist zum einen definiert als dasjenige Risiko, das sich aus plötzlichen und unerwar-
teten Änderungen des rechtlichen Umfelds ergibt, z. B. im Bereich der Regulatorik oder der steuerli-
chen und sozialversicherungsbezogenen Rahmenbedingungen für die betriebliche Altersversorgung. 
Diese Kosten entziehen sich aufgrund ihres Charakters einer Quantifizierung. 

	 Die zum anderen durch absehbare Änderungen vor allem in der Regulatorik verursachten, nicht 
unwesentlichen Kosten können allerdings im Rahmen der Kostenplanung bzw. der Betrachtung der 
Kostenrisiken gewürdigt werden. Dabei kann es durch Personalknappheit bei der Umsetzung von 
regulatorischen Änderungen und Neuerungen, verbunden mit terminlichen Vorgaben, zu erhöhten 
Aufwendungen für externe Dienstleister kommen. Dieser Aspekt des Rechtsrisikos ist als ein hohes 
Risiko bewertbar.

	 Für eine Pensionskasse bedeutet Liquiditätsrisiko, nicht in der Lage zu sein, Anlagen und andere 
Vermögenswerte zu realisieren bzw. diese nur mit Verlust veräußern zu können, um ihren finanziel-
len Verpflichtungen bei Fälligkeit nachzukommen.

	 Allein aufgrund ihrer Bestandsstruktur mit einer überwiegenden Anzahl an Leistungsanwärtern im 
Vergleich zu Leistungsempfängern stellt sich die Liquiditätssituation der Pensionskasse weiterhin 
als gut dar. Für den Fall von verspäteten oder ausfallenden Rentenzahlungen besteht zudem eine 
Wechselwirkung zum Reputationsrisiko.



	 Um dem Liquiditätsrisiko zu begegnen, wird die Liquidität der Pensionskasse gesteuert. Im Rahmen 
der Mehrjahresplanung wird eine integrierte Simulation zur Bestands- und Erfolgsentwicklung im 
Kapitalanlagebereich sowie zur Entwicklung der Cashflows durchgeführt. Basis der Steuerung ist 
der prognostizierte Verlauf aller wesentlichen Zahlungsströme aus dem versicherungstechnischen 
Geschäft, den Kapitalanlagen und der allgemeinen Verwaltung.

	 Zusammengefasst sind die wesentlichen der aufgeführten Risiken der Kölner Pensionskasse, die 
Marktrisiken, das Kosten-, das Storno- bzw. Beitragsfreistellungs- und das operationelle Risiko, 
welches insbesondere durch die prozessbezogenen Risiken des Versicherungsbetriebs und der IT 
dominiert wird, sowie – vor allem mittelbar – das Reputationsrisiko. Diesen Risiken begegnet die 
Pensionskasse im Rahmen ihres Risikomanagements mit bereits implementierten und geplanten 
Maßnahmen, um deren Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadensausmaß zu begrenzen. 

	 Auswirkungen Nahost-Krieg – Sonderbericht

	 Infolge des Krieges zwischen den USA und Israel mit dem Iran ist einerseits die Öl- und Gasproduk-
tion in den Ländern am Golf betroffen. Des Weiteren blockiert der Iran die Schifffahrtstraße von Hor-
mus. Stark steigende Öl- und Gaspreise, gestörter Luftverkehr sowie Störungen in den Lieferketten 
wirken sich auf die Weltwirtschaft aus und sorgen für zusätzliche Unsicherheit.

	 Die Risikosituation der Kölner Pensionskasse könnte durch den Iran-Krieg beeinflusst werden, da 
hieraus Auswirkungen auf das Markt- und Kreditrisiko resultieren könnten. Infolge der gestiegenen 
Unsicherheit ist eine Zunahme der Volatilitäten an den Kapitalmärkten möglich. Darüber hinaus sind 
keine wesentlichen sonstigen Risiken mit Bezug zu dem Iran-Krieg bekannt. Mögliche Auswirkungen 
auf die Risikosituation werden fortlaufend analysiert.

	 Chancen liegen insbesondere darin, dass die Eintrittswahrscheinlichkeiten und Schadensausmaße 
der aufgeführten Risiken sich – z. B. aufgrund von Marktentwicklungen und des positiven Einflusses 
der zu ihrer Begrenzung eingeleiteten Maßnahmen – nicht in dem Maß realisieren, wie dies bei den 
entsprechenden Kalkülen unterstellt wurde. In diesem Fall tritt ein positiver Effekt für die Ertragslage 
der Kölner Pensionskasse ein. Weitere Chancen können sich aus einer aufwandsreduzierenden Digi-
talisierung und Automatisierung aller Prozesse sowie aus der in Abschnitt 4.1. erläuterten Gründung 
einer Service-Genossenschaft ergeben.

5.	 Ausblick

	 Die Einschätzungen zur kommenden Entwicklung der Kölner Pensionskasse beruhen in erster Linie 
auf Planungen, Prognosen und Erwartungen, die mit deutlich erhöhten Unsicherheiten verbunden 
sind. 

	 Die Beurteilung und Erläuterung der voraussichtlichen Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen 
und Risiken erfolgt nach bestem Wissen und Gewissen unter Zugrundelegung der heute zur Verfü-
gung stehenden Erkenntnisse über Branchenaussichten, zukünftige wirtschaftliche und politische 
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Rahmenbedingungen und Entwicklungstrends sowie deren wesentliche Einflussfaktoren. Diese Aus-
sichten, Rahmenbedingungen und Trends können sich in der Zukunft verändern, ohne dass dies 
bereits jetzt vorhersehbar ist. Infolgedessen kann daher die tatsächliche Entwicklung der Kölner 
Pensionskasse wesentlich von den Prognosen abweichen.

	 Die Kölner Pensionskasse konzentriert sich im sogenannten Run-off (also einer Beschränkung auf 
bestehende Vertragsverhältnisse) auf die Betreuung ihrer bestehenden Kunden und hat das Ziel, 
für ihre Versicherten und Arbeitgeber hierbei eine bestmögliche Leistung zu erbringen. Hierzu wird 
sie, auch mit Blick auf die kommenden Jahrzehnte, weiter an der Optimierung ihrer Strukturen und 
Prozesse arbeiten.

	 Die Pensionskasse ist unverändert einem herausfordernden Finanzmarkt- und operativen Umfeld 
ausgesetzt. Die Märkte sind durch das Risiko einer anhaltend hohen Volatilität gekennzeichnet. Ren-
ten- und Aktienmärkte sind fragil, da die Inflations- und Wachstumsperspektiven für Europa und die 
USA von politischen Kurswechseln und Spannungen innerhalb und zwischen den beiden Regionen 
beeinflusst werden könnten. Die Wechselwirkungen mit dem geopolitischen Umfeld, einschließlich 
möglicher Auswirkungen einer weiteren Entwicklung der Kriege in der Ukraine und in Nahost, ver-
stärken diese Unsicherheiten.

	 Auf Grundlage der uns zum Zeitpunkt der Berichtsfertigstellung zur Verfügung stehenden Informatio-
nen erwarten wir für das Geschäftsjahr 2026 ein Kapitalanlagenergebnis unter dem Niveau des Vor-
jahres. Maßgeblich hierfür sind zu erwartende reduzierte Ausschüttungen aus den Spezialfonds so-
wie Teilen der gehaltenen Immobilienfonds. Bei den Beitragseinnahmen wird ein weiterer Rückgang 
erwartet, bedingt durch weitere Verschiebungen innerhalb des Versichertenbestandes. Aufgrund der 
Altersstruktur ist bei den Versicherungsleistungen mit einem moderaten Anstieg zu rechnen. Für das 
Geschäftsjahr 2026 wird dennoch ein ausgeglichenes Ergebnis angestrebt.

	 Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

	 Wir möchten an dieser Stelle unseren Mitarbeitenden unseren herzlichen Dank aussprechen. Sie ha-
ben mit ihrem großen Engagement, hoher Leistungsbereitschaft und Kompetenz dafür gesorgt, dass 
unsere Mitglieder den bestmöglichen Service erhalten und sich die Kölner Pensionskasse sowohl 
den bestehenden Aufgaben als auch den zukünftigen Herausforderungen stellt. 
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Bilanz 21

Jahresabschluss 2025 

Bilanz

zum 31. Dezember 2025



									         31.12. 2025	 31.12. 2024	
						      €	 €	 €	 €	 Tsd. €
 A.	Immaterielle Vermögensgegenstände				    1.066.009,68	 1.057
 B.	Kapitalanlagen	 				  
		  I.	 Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte  
			   und Bauten einschließlich der Bauten auf  
			   fremden Grundstücken			   7.726.625,83		  7.903
		  II.	 Kapitalanlagen in verbundenen  
			   Unternehmen und Beteiligungen: 
				    Anteile an verbundenen Unternehmen 			   11.623.700,00		  11.624
		  III.	Sonstige Kapitalanlagen					   
			   1.	 Aktien, Anteile oder Aktien an 
				    Investmentvermögen und andere 
				    nicht festverzinsliche Wertpapiere		  253.392.031,01			   238.025
			   2.	 Inhaberschuldverschreibungen und						    
				    andere festverzinsliche Wertpapiere		  50.288.373,31			   50.218	
			   3.	 Hypotheken-, Grundschuld- und						    
				    Rentenschuldforderungen		    1.695,93			   2
			   4.	 Sonstige Ausleihungen						    
				    a)	Namensschuldverschreibungen	 84.738.389,36	  			   94.394
				    b)	Schuldscheinforderungen und  
					     Darlehen	 9.284.453,34	 94.022.842,70			   12.337
			   5.	 Einlagen bei Kreditinstituten		  0,00			   3.000 
								        397.704.942,95		
									         417.055.268,78	 417.502
 C.	Forderungen					   
		  I.	 Forderungen aus dem selbst abge-					   
			   schlossenen Versicherungsgeschäft an:					   
			   1.	 Versicherungsnehmer			   66.945,59		  121
		  II.	 Sonstige Forderungen			   1.333.045,53		  1.058
									         1.399.991,12	 1.179
 D.	Sonstige Vermögensgegenstände					   
		  I.	 Sachanlagen und Vorräte			   32.364,00   		  56
		  II.	 Laufende Guthaben bei Kreditinstituten,					   
			   Schecks und Kassenbestand			   22.423.784,08		  12.369
		  III.	Andere Vermögensgegenstände			   733.688,43		  697
									         23.189.836,51	 13.122
 E.	 Rechnungsabgrenzungsposten					   
		  I.	 Abgegrenzte Zinsen und Mieten			   2.107.654,43		  2.605
		  II.	 Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten			   122.005,72		  66

									         2.229.660,15	 2.672

 Summe der Aktiva				    444.940.766,24	 435.532

Ich bestätige hiermit entsprechend § 128 Abs. 5 VAG, dass die im Vermögensverzeichnis aufgeführten Vermögensanlagen den gesetz-

lichen und aufsichtsbehördlichen Anforderungen gemäß angelegt und vorschriftsmäßig sichergestellt sind.     

Köln, den 16. April 2026, Dirk Riesenbeck-Müller, Treuhänder
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Aktiva



								        31.12.2025	 31.12.2024

						      €	 €	 €	 Tsd. €

 A.	 Eigenkapital		  	 	

		  I.	 Gründungsstock			   3.365.467,29	 4.461

 B.	 Versicherungstechnische Rückstellungen				  

		  I.	 Deckungsrückstellung 		  420.011.317,95		  412.868	

		  II.	 Rückstellung für noch nicht 

			   abgewickelte Versicherungsfälle		  191.505,30		  161	

		  III.	 Rückstellung für erfolgsabhängige und  

			   erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung		  17.430.667,09		  14.845

								        437.633.490,34	 427.874

 C.	 Andere Rückstellungen					   

		  I. 	 Rückstellungen für Pensionen und					   

			   ähnliche Verpflichtungen		  1.218.511,00		  1.273 

		  II. 	 Steuerrückstellungen		  44.204,12		  713

		  III. 	Sonstige Rückstellungen		  403.096,15		  299

								        1.665.811,27	 2.285

 D. 	Andere Verbindlichkeiten

		  I.	 Verbindlichkeiten aus dem selbst abgeschlossenen  

			   Versicherungsgeschäft gegenüber  

			   1.	 Versicherungsnehmern	 519.657,03			   316 

			   2.	 Versicherungsvermittlern	 17.512,27			   20	

							       537.169,30		  335

		  II.	 Sonstige Verbindlichkeiten

			   davon:

			   gegenüber verbundenen Unternehmen 0,00 €

			   aus Steuern: 1.128.699,03 €		  1.731.304,04		  574

								        2.268.473,34	 909

 E.	 Rechnungsabgrenzungsposten			   7.524,00	 4

	 Summe der Passiva			   444.940.766,24	 435.532

Es wird bestätigt, dass die in der Bilanz unter dem Posten B. I. der Passiva eingestellte Deckungsrückstellung unter Beachtung des 

§ 341f HGB sowie unter Beachtung der auf Grund des § 235 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 bis 7 VAG erlassenen Rechtsverordnung  

berechnet worden ist; für den Altbestand im Sinne des § 336 in Verbindung mit § 234 Absatz 6 Satz 1, auch in Verbindung mit  

§ 233 Absatz 5 Satz 2, VAG ist die Deckungsrückstellung nach dem zuletzt am 28. Februar 2023 genehmigten Geschäftsplan berechnet 

worden.

                                 Köln, den 16. April 2026, Mark Walddörfer, Verantwortlicher Aktuar
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Jahresabschluss 2025

Gewinn- und Verlustrechnung

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025



Gewinn- und Verlustrechnung32

			  		  	 			   2025	 2024

						      	 €	 €	 €	 Tsd. €

	 I. 	Versicherungstechnische Rechnung

		  1.	Verdiente Beiträge			   10.329.212,43 	 10.877

		  2.	Erträge aus Kapitalanlagen					   

			   a)	 Erträge aus anderen Kapitalanlagen	  

				    aa)	 Erträge aus Grundstücken, grundstücks- 

						      gleichen Rechten und Bauten einschließlich  

						      der Bauten auf fremden Grundstücken	 410.496,87 			   449 

				    bb)	 Erträge aus anderen Kapitalanlagen	 10.817.661,57	 11.228.158,44		  12.800	

			   b)	 Erträge aus Zuschreibungen		  0,00		  633	

			   c)	 Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen		  3.911.547,33		  0	

									         15.139.705,77	 13.882

		  3. Sonstige versicherungstechnische Erträge 			   0,00	 9

		  4.	Aufwendungen für Versicherungsfälle 				     

			   a)	 Zahlungen für Versicherungsfälle		  11.335.286,60		  11.797 

			   b)	 Veränderung der Rückstellung für noch				     

				    nicht abgewickelte Versicherungsfälle	 	 23.000,00		  -19 

									         11.358.286,60	 11.778

	 	 5.	Veränderung der übrigen versicherungs-						      

			   technischen Netto-Rückstellungen				     

			   Deckungsrückstellung			   7.143.758,42	 8.262

		  6. Aufwendungen für erfolgsabhängige und 

			   erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung  

			   für eigene Rechnung			   2.586.036,98	 2.645

		  7.	Aufwendungen für den Versicherungsbetrieb				     

			   a)	 Abschlussaufwendungen	   	 424.301,62		  463 

			   b)	 Verwaltungsaufwendungen	   	 1.932.248,08		  3.252	

									         2.356.549,70	 3.715

		  8.	Aufwendungen für Kapitalanlagen				     

			   a)	 Aufwendungen für die Verwaltung von  

				    Kapitalanlagen, Zinsaufwendungen und sonstige  

				    Aufwendungen für die Kapitalanlagen		  1.194.704,35		  825 

			   b)	 Abschreibungen auf Kapitalanlagen		  890.332,44		  177 

			   c)	 Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen		  361.741,50		  0 

									         2.446.778,29 	 1.002

	 	 9.	Versicherungstechnisches Ergebnis/Übertrag	 		  -422.491,79	 -2.633
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									         2025	 2024

						      		  €	 €	 Tsd. €

	 Übertrag						     -422.491,79	 -2.633 

 

	 II.	 Nichtversicherungstechnische Rechnung						    

 

	  

		  1.	 Sonstige Erträge			   2.129.248,24		  1.849 

 

 

	 	 2.	 Sonstige Aufwendungen			   -2.489.054,84   		  -2.302	

									         -359.806,60   	 -453

 

		  3.	 Ergebnis der normalen Geschäftstätigkeit	 			   -782.298,39	 -3.086 

 

		  4.	 Steuern vom Einkommen und vom Ertrag				    313.126,15 	 577 

										           

 

		  5.	 Jahresfehlbetrag	 			   -1.095.424,54  	 -3.663

		

		  6.	 Entnahme aus Gründungsstock	 			   1.095.424,54  	 1.539

 

	 	 7.	 Entnahme aus Gewinnrücklagen 

			   a) aus der Verlustrücklage gemäß § 193 VAG			   0,00  	 2.124 

 

	 	 8.	 Bilanzgewinn				    0,00   	 0 
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Erläuterungen zur Bilanz zum 31. Dezember 2025

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden:

Der Jahresabschluss und der Lagebericht wurden nach den geltenden Vorschriften des Handelsgesetzbu-
ches (HGB), des Versicherungsaufsichtsgesetzes (VAG) in Verbindung mit der Verordnung über die Rech-
nungslegung von Versicherungsunternehmen (RechVersV) sowie den ergänzenden Bestimmungen der 
Satzung in ihrer jeweils zum Bilanzstichtag gültigen Fassung aufgestellt.

Die Liquidation der Kasse aufgrund des Widerrufs der Geschäftserlaubnis gemäß § 304 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 VAG  
mit Wirkung zum 1. Januar 2021 stellt eine rechtliche Gegebenheit dar, die der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit entgegensteht. Da die Versicherungsverhältnisse durch die Liquidation unberührt bleiben 
und die Abwicklung der Verträge über viele weitere Jahre erfolgt, wird bis zum Zeitpunkt der absehbaren 
tatsächlichen Einstellung der Betriebstätigkeit für die Aufstellung des Jahresabschlusses am Grundsatz 
der Unternehmensfortführung festgehalten.

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden entsprechen unverändert denen des vorangegangenen  
Geschäftsjahres.

•	 Die immateriellen Vermögensgegenstände wurden mit den Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten, 
vermindert um Abschreibungen, bewertet. Abschreibungen erfolgten linear entsprechend den be-
triebsgewöhnlichen Nutzungsdauern über drei oder fünf Jahre. Bei voraussichtlich dauerhaften Wert-
minderungen wurden außerplanmäßige Abschreibungen vorgenommen.

•	 Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden Grund-
stücken wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten bewertet. Bei Gebäuden wurden diese 
um planmäßige lineare Abschreibungen entsprechend der voraussichtlichen Nutzungsdauer ver-
mindert. Bei voraussichtlich dauerhafter Wertminderung wurden außerplanmäßige Abschreibungen 
vorgenommen.

•	 Die Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen und der Beteiligungen erfolgte zu An-
schaffungskosten. Außerplanmäßige Abschreibungen wurden bei einer dauerhaften Wertminderung  
vorgenommen. Das Wertaufholungsgebot gemäß § 253 Abs. 5 Satz 1 HGB wurde beachtet.

•	 Sämtliche Aktien, Anteile oder Aktien an Investmentvermögen und andere nicht festverzinsliche Wert-
papiere sind dauerhaft dem Geschäftsbetrieb gewidmet und wurden gemäß § 341b Abs. 2 HGB 
nach den für das Anlagevermögen geltenden Vorschriften (gemildertes Niederstwertprinzip) bewertet. 
Abschreibungen erfolgen gemäß § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB nur bei einer voraussichtlich dauerhaften 
Wertminderung.
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•	 Sämtliche Inhaberschuldverschreibungen sind dauerhaft dem Geschäftsbetrieb gewidmet und wurden 
gemäß § 341b Abs. 2 HGB nach den für das Anlagevermögen geltenden Vorschriften (gemildertes 
Niederstwertprinzip) bewertet. Abschreibungen erfolgen gemäß § 253 Abs. 3 Satz 5 HGB nur bei einer 
voraussichtlich dauerhaften Wertminderung. Das Wertaufholungsgebot gemäß § 253 Abs. 5 Satz 1 
HGB wurde beachtet.

•	 Die Namensschuldverschreibungen wurden gemäß § 341c Abs. 1 HGB mit dem Nennwert bilanziert. 
Agiobeträge wurden aktivisch abgegrenzt und über die Laufzeit verteilt.

•	 Die Hypothekendarlehen sowie Schuldscheinforderungen und Darlehen werden zu fortgeführten An-
schaffungskosten abzüglich erfolgter Tilgungen und außerplanmäßiger Abschreibungen bewertet.

•	 Die Einlagen bei Kreditinstituten wurden zum Nennwert angesetzt.

•	 Das Wahlrecht zum Ansatz aktiver latenter Steuern aufgrund erwarteter Steuerentlastungen nach  
§ 274 Abs. 1 Satz 2 HGB wurde nicht ausgeübt. 

•	 Sachanlagen wurden zu Anschaffungskosten abzüglich der planmäßigen Abschreibungen bewertet. 
Geringwertige Wirtschaftsgüter wurden im Jahr des Zugangs vollständig abgeschrieben.

•	 Forderungen, laufende Guthaben bei Kreditinstituten, andere Vermögensgegenstände und Rechnungs-
abgrenzungsposten wurden mit den Nominalwerten bilanziert.

•	 Die Deckungsrückstellung ist für die Leistungsverpflichtung in Höhe ihres Wertes einschließlich bereits 
zugeteilter versicherungsmathematisch errechneter Überschussanteile und nach Abzug des versiche-
rungsmathematisch ermittelten Barwertes der künftigen Beiträge gebildet (prospektive Methode).

	 Für das Geschäft vom 1. Januar 2006 bis 31. Dezember 2014 (Neubestand) wurde nach Maßgabe 
der Deckungsrückstellungsverordnung (DeckRV) der Rechnungszins temporär auf den Referenzzins 
von 1,57 % abgesenkt. Bei der Berechnung der Deckungsrückstellung wurden folgende biometrische 
Rechnungsgrundlagen angewandt:

Rentenversicherung (Tarife 62 (B), Baustein (B), Basisrente (B), Leibrente):

Unternehmenseigene Rechnungsgrundlagen auf der Basis der Richttafeln 1998 von Dr. Klaus  
Heubeck.

Für die übernommenen Bestände der RWW-Kasse, der Hohner Pensionskasse und der Hoffmann’s 
Pensionskasse: modifizierte Richttafeln 1998 von Dr. Klaus Heubeck.

Sterbegeld: Sterbetafeln 1986 Frauen/Männer



	 Kalkulatorischer Rechnungszins:	 3,25 %	 Geschäft 01.02.2002 bis 31.12.2003
		  2,75 %	 Geschäft 01.01.2004 bis 31.12.2005
		  2,75 %	 Geschäft 01.01.2006 bis 31.12.2006
		  2,25 %	 Geschäft 01.01.2007 bis 31.12.2011
		  1,75 %	 Geschäft 01.01.2012 bis 31.12.2014
		  1,25 %	 Geschäft 01.01.2015 bis 31.12.2016
		  0,50 %	 Geschäft 01.01.2017 bis 19.09.2018
		  2,75 %	 übernommener Bestand der RWWK
		  2,75 %	 übernommener Bestand der Hohner PK
		  2,25 %	 übernommener Bestand der Hoffmann’s PK

	 Rechnungszins (Reservierung):	 2,50 %	 Geschäft 01.02.2002 bis 31.12.2003
		  2,50 %	 Geschäft 01.01.2004 bis 31.12.2005
		  1,57 %	 Geschäft 01.01.2006 bis 31.12.2006
		  1,57 %	 Geschäft 01.01.2007 bis 31.12.2011
		  1,57 %	 Geschäft 01.01.2012 bis 31.12.2014
		  1,25 %	 Geschäft 01.01.2015 bis 31.12.2016
		  0,50 %	 Geschäft 01.01.2017 bis 19.09.2018
		  2,50 %	 übernommener Bestand der RWWK
		  2,50 %	 übernommener Bestand der Hohner PK
		  2,25 %	 übernommener Bestand der Hoffmann’s PK

Im vorangegangenen Geschäftsjahr 2024 wurde das Geschäft vom 1. Februar 2002 bis zum 
19. September 2018 wie folgt reserviert:

	 Rechnungszins (Reservierung):	 2,50 %	 Geschäft 01.02.2002 bis 31.12.2003
		  2,50 %	 Geschäft 01.01.2004 bis 31.12.2005
		  1,57 %	 Geschäft 01.01.2006 bis 31.12.2006
		  1,57 %	 Geschäft 01.01.2007 bis 31.12.2011
		  1,57 %	 Geschäft 01.01.2012 bis 31.12.2014
		  1,25 %	 Geschäft 01.01.2015 bis 31.12.2016
		  0,50 %	 Geschäft 01.01.2017 bis 19.09.2018
		  2,50 %	 übernommener Bestand der RWWK
		  2,50 %	 übernommener Bestand der Hohner PK
		  2,25 %	 übernommener Bestand der Hoffmann’s PK

	 Der Reservierungszins im Geschäft vom 1. Februar 2002 bis 31. Dezember 2005 sowie der übernom-
menen Bestände der RWWK-Kasse und Hohner PK wird gegenüber dem kalkulatorischen Zins bis zum 
31. Dezember 2033 abgesenkt.
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	 Verwaltungskosten:

	 Für beitragsfreie Versicherungsjahre wurde geschäftsplanmäßig einzelvertraglich eine Verwaltungs-
kostenrückstellung gebildet. Im Übrigen wurden die Kosten geschäftsplanmäßig implizit berücksich-
tigt.

•	 Die Ermittlung der Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle erfolgte pauschal 
bei gleichzeitiger Berücksichtigung der historischen Erfahrungswerte und der Bestimmungen des  
§ 341g Abs. 2 HGB sowie teilweise einzelfallbezogen.

•	 Die Rückstellung für erfolgsabhängige und erfolgsunabhängige Beitragsrückerstattung wird gemäß 
den Bestimmungen der Satzung, den AVB und unter Berücksichtigung der Anforderungen der Min-
destzuführungsverordnung (MindZV) sowie den Beschlüssen der Mitgliedervertretungsversammlung 
ausgewiesen.

•	 Die Pensionsrückstellungen für die ehemaligen Vorstände sowie die sich bereits im Rentenbezug 
befindenden ehemaligen Mitarbeitenden der Kasse wurden nach dem Barwertverfahren mit einem 
Rechnungszins von 2,06 % (Vorjahr: 1,90 %) bei einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren 
auf Basis der Heubeck-Richttafeln 2018 G bewertet. Bei der Ermittlung der Pensionsrückstellungen 
für die ehemaligen Vorstände wurde ein Rententrend von 1,00 % p. a. (Vorjahr: 1,00 % p. a.) zugrunde 
gelegt. Bei den Rentenbeziehern wurde kein Trend angesetzt. Der Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Ansatz der Rückstellungen nach Maßgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes 
aus den vergangenen zehn Geschäftsjahren und dem Ansatz der Rückstellungen nach Maßgabe des 
entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den vergangenen sieben Geschäftsjahren 
wird gemäß § 253 Abs. 6 Satz 1 HGB ermittelt.

•	 Die sonstigen Rückstellungen wurden in Höhe des aufgrund vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrages passiviert. Bei Rückstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr als 
einem Jahr werden grundsätzlich künftige Preis- und Kostensteigerungen in Höhe der allgemeinen 
Inflationsrate berücksichtigt und eine Abzinsung auf den Bilanzstichtag vorgenommen. Im Falle einer 
Abzinsung werden als Abzinsungssätze die den Restlaufzeiten der Rückstellungen entsprechenden 
durchschnittlichen Marktzinssätze der vergangenen sieben Geschäftsjahre verwendet, wie sie von der 
Deutschen Bundesbank gemäß Rückstellungsabzinsungsverordnung monatlich ermittelt und bekannt-
gegeben werden.

•	 Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt.

•	 Die Bewertung der passiven Rechnungsabgrenzungsposten erfolgte zum Nominalwert.



AKTIVA 

Die Entwicklung der einzelnen unter A. und B. aufgeführten Anlagepositionen ist der Anlage 2 zu  
entnehmen.

A.	 Immaterielle Vermögensgegenstände
	  

Es handelt sich hierbei um EDV-Software. 

	 Die Abschreibungen beliefen sich im Berichtsjahr auf 217.154,01 €. Ursächlich hierfür waren Wert-
berichtigungen. 

B.	 Kapitalanlagen
	

	 Im Geschäftsjahr wurden weitere Investmentanteile an Wertpapier-Sondervermögen erworben.  
Außerdem wurden zwei Inhaberschuldverschreibungen den Kapitalanlagen zugeführt. 
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Gliederung nach Bilanzposten
 

Buchwert
€

Zeitwert
€

Bewertungsreserven
€

I.  Grundstücke, grundstücks-
gleiche Rechte und Bauten 
einschließlich der Bauten auf
fremden Grundstücken

7.726.625,83 6.940.000,00 -786.625,83

II. Kapitalanlagen in verbundene
Unternehmen und Beteiligungen

11.623.700,00 11.712.407,15 88.707,15

III. Sonstige Kapitalanlagen

1. Aktien, Anteile oder Aktien an
    Investmentvermögen und andere    
    nicht festverzinsliche Wertpapiere 

253.392.031,01 244.640.566,08 -8.751.464,93

2. Inhaberschuldverschreibungen 
    und andere festverzinsliche 
    Wertpapiere

50.288.373,31 44.321.825,00 -5.966.548,31

3. Hypotheken-, Grundschuld- und     
    Rentenschuldforderungen

1.695,93 1.695,93 0,00

4. Sonstige Ausleihungen

a) Namensschuldverschreibungen 84.738.389,36 79.314.350,00 -5.424.039,36

b) Schuldscheinforderungen und 
    Darlehen

9.284.453,34 8.583.150,00 -701.303,34

5. Einlagen bei Kreditinstituten 0,00 0,00 0,00

Gesamt 417.055.268,78 395.513.994,16 -21.541.274,62
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	 Die Zeitwerte der Grundstücke und Bauten wurden nach der Ertragswertmethode ermittelt.

	 Die Anteile an verbundenen Unternehmen wurden mit dem Zeitwert des Nettoinventarwertes (Net-
Asset-Value) oder zu Anschaffungskosten angesetzt.

	 Die Zeitwerte der Aktien, Anteile oder Aktien an Investmentvermögen und anderen nicht festverzins-
lichen Wertpapieren basieren auf den Rücknahmepreisen.

	 Die Zeitwerte der Inhaberschuldverschreibungen und anderen festverzinslichen Wertpapiere wurden 
mit dem Börsenkurswert zum Bilanzstichtag bewertet.

	 Der Zeitwert der Namensschuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen wurde anhand einer 
Mark-to-Market-Bewertung ermittelt. Als Basis zur Kursermittlung von einfachen Namenspapieren 
wurden bei dieser Methode gängige Zinskurven (EONIA, Euro-Swap-Kurve) zugrunde gelegt. Dieser 
risikolose Zins bildete zusammen mit den individuellen Spreads der einzelnen Emittenten sowie 
einem Sekundärmarkt- bzw. Illiquiditätsaufschlag den Spread des Namenspapieres, mit dem der 
Marktpreis berechnet wurde.

	 Folgende Kapitalanlagen wurden mit einem über dem beizulegenden Zeitwert liegenden Buchwert 
angesetzt (§ 285 Nr. 18 HGB):

	 Durch die Anwendung des § 341b HGB wurden für die Kapitalanlagen Abschreibungen in Höhe von 
29.390.663,31 € vermieden. Der sich ergebende Unterschied aus Zeitwerten und Buchwerten ist, 
bis auf den Grundbesitz und die Anteile an verbundenen Unternehmen, zinsinduziert. In allen Fällen 
waren keine Wertberichtigungen infolge der Zuordnung zum Anlagevermögen erforderlich, da die 
stillen Lasten voraussichtlich nur vorübergehender Natur sind bzw. eine Tilgung zum Nennbetrag zu 
erwarten ist.

Anlageform Buchwert
€

Zeitwert
€

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten  
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken

7.726.625,83 6.940.000,00

Anteile an verbundenen Unternehmen 7.966.100,00 7.683.911,06

Aktien, Anteile oder Aktien an Investmentvermögen und 
andere nicht festverzinsliche Wertpapiere

167.544.145,39 152.160.504,12

Inhaberschuldverschreibungen und andere festverzinsliche 
Wertpapiere

38.624.717,07 32.348.075,00

Namensschuldverschreibungen 55.714.451,45 49.802.750,00

Schuldscheinforderungen und Darlehen 7.032.863,75 6.283.000,00
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I.	 Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der Bauten auf fremden 
Grundstücken

	 Die planmäßigen Abschreibungen auf Gebäude erfolgen mit rund 3 % und belaufen sich im  
Geschäftsjahr auf 176.786,21 €.

	 Die Grundstücke und Bauten weisen zum Bilanzstichtag eine stille Last in Höhe von 786.625,83 € 
aus. Eine außerplanmäßige Abschreibung ist unterblieben, da die Wertminderung voraussichtlich 
nicht von Dauer ist.

II.	 Anteile an verbundenen Unternehmen

	

III.	 Sonstige Kapitalanlagen

	 1. Aktien, Anteile oder Aktien an Investmentvermögen und andere nicht festverzinsliche Wert-
papiere

	 Die Kölner Pensionskasse hält sämtliche der Anteile am KPK-Fonds. Es handelt sich dabei um einen 
Master-Dachfonds, bei dem das Fondsvermögen auf unterschiedliche Zielfonds aufgeteilt wird. Zum 
31. Dezember 2025 betrug der Anteilswert des KPK-Fonds 76,50 €. Die Ausschüttungen beliefen 
sich auf insgesamt 2.086.330,46 €. Der Zeitwert des Fonds betrug zum 31.12.2025 79.692.727,50 
€. Demgegenüber belief sich der Buchwert auf 91.871.557,93 €. Der KPK-Fonds weist dementspre-
chend zum 31.12.2025 eine stille Last von 12.178.830,43 € aus. Die stille Last setzt sich aus den 
Lasten der Teilfonds SCO-Universal-Fonds und SEM-Universal-Fonds zusammen. Die Wertminde-
rungen für den Bestand der Anleihen-Zielfonds SCO und SEM werden aufgrund der unveränderten 
Bonität der Emittenten oder dessen Besicherungsgrades als rein zinsinduziert und nicht dauerhaft 
angesehen.

	 2025 wurde im KPK-Fonds der neue Zielfonds SIA-Fonds eingerichtet. Dieser Zielfonds verfolgt 
sein Anlageziel durch den Erwerb von Anteilen an Private-Debt-Fonds. Zum Bilanzstichtag bestehen 
Zeichnungszusagen für weitere Anteile am SIA-Fonds von 4,6 Mio. €.

Anteil am 
Kapital

%

Eigenkapital

€

Ergebnis des letzten 
Geschäftsjahres

€

KPK Erste Immobilien Invest GmbH & Co. KG 100,00 8.050.772,70 90.703,74

KPK Zweite Immobilien Invest GmbH & Co. KG 100,00 3.721.046,56 52.648,62

KPK Immobilien Verwaltungs GmbH * 100,00 33.223,52 3.788,80



	 Per 31. Dezember 2025 gliederte sich das anteilige Fondsvermögen des KPK-Fonds wie folgt:
	
	

2025 wurden Zeichnungszusagen für Anteile am Golding Infrastructure 2022 Fonds und am Stafford 
Infrastructure Secondaries V Fonds im Volumen von jeweils 10.000.000 € erteilt. Zum Bilanzstichtag 
bestehen bei den beiden Fonds noch offene Kapitalabrufe von insgesamt 16,4 Mio. €.

	 Des Weiteren hält die Kölner Pensionskasse alle Anteile an einem Wertpapierspezialfonds (PK-Cor-
porate-Fonds), der in Unternehmensanleihen mit einem Investment Grade Rating investiert. Zum  
31. Dezember 2025 betrug der Anteilswert des Fonds 90,04 €. Die Ausschüttungen beliefen sich auf 
insgesamt 1.875.672,71 €. Der Zeitwert des Fonds betrug zum 31.12.2025 40.204.840,88 €. Dem-
gegenüber belief sich der Buchwert auf 40.450.598,98 €. Der Fonds weist dementsprechend zum 
31.12.2025 eine stille Last von 245.758,10 € aus. Diese Wertminderung wird aufgrund der Bonität 
der Emittenten als nicht dauerhaft angesehen.

	
	 Außerdem hält die Kölner Pensionskasse sämtliche Anteile an einem gemischten Wertpapier-Sonder-

vermögen (HBS 1). Der Buchwert der Anteile liegt bei 38.048.179,23 €. Der Marktwert zum 31.12.2025 
beträgt 39.828.522,24 €, der Fonds weist somit eine stille Reserve von 1.780.343,01 € aus.

	 Für drei weitere Wertpapier-Investmentfonds mit einem Buchwert von 16.241.036,77 € beträgt der 
Zeitwert 14.776.665,77 €. Diese Wertminderungen werden aufgrund der Bonität der Emittenten als 
nicht dauerhaft angesehen.

	 Beschränkungen in der Möglichkeit der täglichen Rückgabe von Anteilen liegen für die vorgenannten 
Fonds nicht vor.

	 Die Kölner Pensionskasse ist derzeit an insgesamt neun Immobilienfonds mit einem Gesamtmarkt-
wert von 57.212.376,76 € beteiligt. Hiervon befinden sich die drei Fonds CS Euroreal, Warburg HIH 
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Anteil am 
Fondsvermögen 

in %
Anlagestrategie Benchmark

SCO-Universal-Fonds 35,30
Europäische  

Staatsanleihen und 
Pfandbriefe

50 % iBoxx Euro Covered
 (10+Y) TR (EUR)

50 % iBoxx Euro Covered TR 
(EUR)

SEM-Universal-Fonds 22,61
Emerging Markets 

Staatsanleihen

85 % JPM EMBI Global 
Diversified IG TR (EUR)  

hedged + 15 % unhedged

SAG-Universal-Fonds 27,09
Internationale  

Aktien/
Optionsoverlay

48,57 % EURO STOXX  
42,86 % S&P 500 hedged in EUR

8,57 % Nikkei 225 in JPY

SIA-Fonds 11,74 Private Debt Keine

Sonstiges (Liquidität, 
Forderungen etc.) 3,26

Gesamt 100,00  



Top 5 sowie Euro Property 1 in Abwicklung; eine Rückgabe von Anteilen ist dementsprechend nicht 
ohne weiteres möglich. Die Rückgabefrist für die Anteile aller restlichen Immobilienfonds beträgt je 
nach vertraglicher Vereinbarung zwölf Monate oder länger.

	 Der Fonds Euro Property 1 weist zum 31.12.2025 keine Reserven aus. Dem Marktwert von 
3.373.791,92 € steht somit ein identischer Buchwert von 3.373.791,92 € gegenüber. Im Geschäfts-
jahr erfolgte keine Ausschüttung.

	 Der Immobilienfonds H&A Lebensmitteleinzelhandel weist zum 31.12.2025 stille Lasten in einer Höhe 
von 114.898,77 € aus; dem Marktwert des Fonds in Höhe von 7.108.226,33 € steht ein Buchwert 
von 7.223.125,10 € gegenüber. Im Geschäftsjahr erfolgte keine Ausschüttung.

	 Der Immobilienfonds H&A Soziale Infrastruktur weist zum 31.12.2025 stille Lasten in Höhe von 
363.933,50 € aus; dem Marktwert des Fonds in Höhe von 4.345.938,25 € steht ein Buchwert von 
4.709.871,75 € gegenüber. Im Geschäftsjahr erfolgte keine Ausschüttung.

	 Der Immobilienfonds RLI-GEG Logistics & Light Industrial Fonds weist zum 31.12.2025 stille Lasten 
in Höhe von 798.091,07 € aus; dem Marktwert des Fonds in Höhe von 4.175.250,16 € steht ein 
Buchwert von 4.973.341,23 € gegenüber. Im Geschäftsjahr erfolgte keine Ausschüttung.

	 2. Inhaberschuldverschreibungen

	 Zum 31.12.2025 betrug der Buchwert der Inhaberschuldverschreibungen mit stillen Lasten 
38.624.717,07 €. Demgegenüber steht ein Zeitwert in Höhe von 32.348.075,00 €. Die Wertminderun-
gen werden aufgrund der Bonität der Emittenten oder des Besicherungsgrades als rein zinsinduziert 
und nicht dauerhaft angesehen. Daher wird davon ausgegangen, dass diese betroffenen Anleihen bei 
Fälligkeit zum Nennwert zurückgezahlt werden. 

	 4. Namensschuldverschreibungen und Schuldscheindarlehen

	 Zum 31.12.2025 betrug der Buchwert der Sonstigen Ausleihungen mit stillen Lasten 62.747.315,20 €. 
Demgegenüber steht ein Zeitwert in Höhe von 56.085.750,00 €. Die Wertminderungen werden auf-
grund der Bonität der Emittenten als rein zinsinduziert und nicht dauerhaft angesehen. Daher wird 
davon ausgegangen, dass diese betroffenen Sonstigen Ausleihungen bei Fälligkeit zum Nennwert 
zurückgezahlt werden.

	 5. Einlagen bei Kreditinstituten

	 Bei den Einlagen bei Kreditinstituten handelt es sich um ein 6-Monats-Termingeld.

C.	 Forderungen

I.	 Forderungen gegenüber Versicherungsnehmern

	 Die Forderungen aus Firmenbeiträgen und gegenüber privaten Zahlern betragen insgesamt 
66.945,59 €. Dies resultiert im Wesentlichen daraus, dass die Sollstellung der Beiträge am Monats-
anfang erfolgt, die Zahlung jedoch erst Anfang des Folgemonats.
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II.	 Sonstige Forderungen

	 Im Wesentlichen sind unter dem Bilanzposten Forderungen in Höhe von 321.405,08 € gegenüber der 
Pensionskasse der Caritas VVaG für erbrachte Dienstleistungen sowie Steuerforderungen von ins-
gesamt 886.125,32 € enthalten. Rückforderungen aus Renten-, Kranken- und Pflegeversicherungs-
zahlungen bestehen in Höhe von 4.840,00 €. Forderungen aus Mieten und noch nicht abgerechneten 
Betriebskosten bestehen in Höhe von 78.094,28 €. Gegenüber der Pensionskasse der Maxhütte VVaG 
besteht eine Gesamtforderung in Höhe von 11.854,50 € für erbrachte Dienstleistungen. Außerdem 
wird an dieser Stelle die Hinterlegung in Höhe von 30.000,00 € an die MFL Mercator Leasing GmbH 
& Co. KG ausgewiesen. 

	 Die Steuerforderungen setzen sich wie folgt zusammen:

 

D.	 Sonstige Vermögensgegenstände

I.	 Sachanlagen und Vorräte

	 Die Sachanlagen und Vorräte beinhalten Ölvorräte, die zum Bilanzstichtag einen Wert von 32.364,00 € 
aufweisen.

II.	 Andere Vermögensgegenstände

	 Hierbei handelt es sich im Wesentlichen um im Voraus gezahlte Renten für den Januar 2026 in Höhe 
von 699.210,65 €. Hinterlegte Mietkautionen bestehen in Höhe von 34.477,78 €.

E.	 Rechnungsabgrenzungsposten

I.	 Abgegrenzte Zinsen und Mieten

	 Der Posten enthält ausschließlich abgegrenzte, noch nicht fällige Zinsen aus Kapitalanlagen.

II.	 Sonstige Rechnungsabgrenzungsposten
	
	 Der Posten enthält im Wesentlichen abgegrenzte Aufwendungen aus vorausgezahlten Rechnungen in 

Höhe von 105.062,42 €. Des Weiteren beinhaltet der Posten das Agio auf Namensschuldverschrei-
bungen in Höhe von 16.943,30 €.
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31.12.2025
€

Körperschaftsteuer Vorjahre 340.674,87

Solidaritätszuschlag Vorjahre 18.005,95

Gewerbesteuer Vorjahre 527.444,50

Gesamt 886.125,32
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PASSIVA

A.	 Eigenkapital

I.	 Gründungsstock

	 Dem Gründungsstock wurden 1.095.424,54 € entnommen. Der Gründungsstock beläuft sich nun auf 
3.365.467,29 €.

B.	 Versicherungstechnische Rückstellungen

I.	 Deckungsrückstellung

	 Der Deckungsrückstellung wurden im Berichtsjahr 7.143.758,42 € zugeführt. Zum 31.12.2025  
belaufen sich die Reserven für die Zinsvorsorge (Zinszusatzreserve) auf 12.079.880,00 € und die 
Deckungsrückstellung auf 420.011.317,95 €.

II.	 Rückstellung für noch nicht abgewickelte Versicherungsfälle

	 Der Posten enthält noch nicht zur Auszahlung gelangte Rentenleistungen und Sterbegelder sowie 
eine auf Basis von Erfahrungswerten ermittelte Spätschadenrückstellung. Ferner wird für noch nicht 
beantragte Renten von Leistungsempfängern, welche bereits leistungsberechtigt wären, eine Rück-
stellung in Höhe des geschätzten Erfüllungsbetrages gebildet.

C.	 Andere Rückstellungen

I.	 Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen
 
	

Entsprechend den Zusagen wurden für die ehemaligen Vorstandsmitglieder zum Bilanzstichtag  
Pensionsrückstellungen in Höhe von 1.181.502,00 € bilanziert.

	 Im Geschäftsjahr wurden zudem Pensionsrückstellungen für die bestehenden Pensionsverpflichtun-
gen aus der Einstandspflicht nach § 1 Abs. 1 Satz 3 BetrAVG für eigene Mitarbeitende (Leistungs-
empfänger) in Höhe von 37.009,00 € bilanziert.

€

31.12.2024 1.272.736,00

Saldo aus Zuführung, Inanspruchnahme und Zinszuführung -54.225,00

31.12.2025 1.218.511,00



	 Der Betrag aus nicht bilanzierten Pensionsverpflichtungen für eigene Mitarbeitende (aktive und aus-
geschiedene Anwärter) beläuft sich auf 135.690,00 € (Vorjahr: 138.557,00 €).

	 Der Unterschiedsbetrag zwischen dem nach der Maßgabe des durchschnittlichen Marktzinses aus 
sieben Jahren berechneten Erfüllungsbetrag und der ausgewiesenen Pensionsrückstellung (Ansatz 
nach durchschnittlichem Marktzinssatz aus den vergangenen zehn Geschäftsjahren) beläuft sich auf 
-27.636,00 € (Vorjahr: -11.379,00 €).

II.	 Steuerrückstellungen

	 Die Steuerrückstellungen betreffen Ertragsteuern (Gewerbesteuer, Körperschaftsteuer inkl. Solidari-
tätszuschlag) für noch ausstehende Steuerfestsetzungen.

III.	 Sonstige Rückstellungen
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€

Stand 31.12.2024 712.583,35

Inanspruchnahme 1.172.039,61

Auflösung 41.528,60

Zuführung 545.188,98

Stand 31.12.2025 44.204,12

31.12.2025
€

31.12.2024
€

Jahresabschlussprüfung 71.500,00 55.000,00

Rechts- und Beratungskosten 70.000,00 0,00

Steuerberatung 51.093,15 54.444,82

Personalrückstellungen 46.968,00 47.362,00

Aktuarielle Dienstleistungen 45.220,00 38.200,00

Archivierung von Geschäftsunterlagen 24.200,00 24.200,00

Interne Revision 14.280,00 14.280,00

Übrige Rückstellungen 79.835,00 65.750,00

Gesamt 403.096,15 299.236,82
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D.	 Andere Verbindlichkeiten

I.	 Verbindlichkeiten aus dem selbst abgeschlossenen Versicherungsgeschäft

	 1.	 Die Verbindlichkeiten aus dem selbst abgeschlossenen Versicherungsgeschäft gegenüber  
		 Versicherungsnehmern betragen 519.657,03 €.

	 2.	 Die Verbindlichkeiten gegenüber Versicherungsvermittlern betragen 17.512,27 €.

	 Die ausgewiesenen Verbindlichkeiten haben eine Restlaufzeit von weniger als einem Jahr.

II.	 Sonstige Verbindlichkeiten

	 Die sonstigen Verbindlichkeiten betragen insgesamt 1.731.304,04 €. Die Verbindlichkeiten gegen-
über der Pensionskasse der Caritas VVaG ergeben sich im Wesentlichen aus den von ihr für die Kölner 
Pensionskasse VVaG i. L. erbrachten Dienstleistungen sowie Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen, davon 206.823,22 € mit einer Laufzeit länger als ein Jahr.

	 Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen betragen 0,00 €.

	 Die sonstigen Verbindlichkeiten setzen sich wie folgt zusammen:

 
 31.12.2025

€

Gegenüber der Pensionskasse der Caritas VVaG 88.089,78

Aus Lieferungen und Leistungen 413.721,20

Vorauszahlungen für Betriebs- und Nebenkosten Immobilien 66.004,00

Verbindlichkeiten gegenüber Finanzamt 404.392,78

Verbindlichkeiten gegenüber der Steuerkasse Köln 724.306,25

Übrige Verbindlichkeiten 34.790,03

Gesamt 1.731.304,04
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Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung	 	

I.	 Versicherungstechnische Rechnung		
	
	 1. Verdiente Beiträge				 

	 Die verdienten Beiträge resultieren aus laufenden Beitragseinnahmen und entfallen ausschließlich 
auf Einzelverträge mit Gewinnbeteiligung.

	 2. Erträge aus Kapitalanlagen

		

	 2 c) Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen

	 Im Geschäftsjahr sind Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen in Höhe von 3.911.547,33 € 
(Vorjahr: 0,00 €) realisiert worden. Diese entfielen in Höhe von 3.744.547,33 € auf den Verkauf von 
Anteilen am Immobilienfonds apoReal International und in Höhe von 167.000,00 € auf die endfällige 
Tilgung einer Inhaberschuldverschreibung..

	 8 b) Abschreibungen auf Kapitalanlagen

	 Im Geschäftsjahr mussten Abschreibungen in Höhe von 890.332,44 € (Vorjahr: 176.786,21 €)  
vorgenommen werden. Davon resultierten 713.546,23 € aus außerplanmäßigen Abschreibungen auf 
in Abwicklung befindlichen Immobilienfonds und 176.786,21 € aus planmäßigen Abschreibungen 
auf Gebäude. Die außerplanmäßigen Abschreibungen entfielen in Höhe von 704.734,83 € auf den 
Euro Property 1 Fonds, in Höhe von 7.852,24 € auf den Warburg-HIH Deutschland TOP 5 Fonds und 
in Höhe von 959,16 € auf den CS Euroreal.

2025
€

2024
€

Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten 410.496,87 448.839,82

Investmentvermögen 6.331.398,42 7.721.952,21

Inhaberschuldverschreibungen 1.483.322,76 1.356.045,12

Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldforderungen 38,34 186,88

Namensschuldverschreibungen 2.754.668,65 3.248.382,13

Schuldscheinforderungen und Darlehen 236.833,40 271.366,92

Einlagen bei Kreditinstituten 11.400,00 201.875,29

Erträge aus Zuschreibungen 0,00 633.000,00

Gewinne aus dem Abgang von Kapitalanlagen 3.911.547,33 0,00

Gesamt 15.139.705,77 13.881.648,37
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	 8 c) Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen

	 Im Geschäftsjahr sind Verluste aus dem Abgang von Kapitalanlagen in Höhe von 361.741,50 € (Vor-
jahr: 0,00 €) entstanden. Diese resultierten im Wesentlichen aus einer Kapitalrückzahlung bei dem 
in Abwicklung befindlichen Euro Property 1 Fonds.

II.	 Nichtversicherungstechnische Rechnung
	
	 1. Sonstige Erträge

	 Die sonstigen Erträge resultieren im Wesentlichen aus Erträgen für erbrachte Dienstleistungen an 
die Pensionskasse der Caritas VVaG in Höhe von 1.539.008,66 €. Ferner sind Erträge für erbrachte 
Dienstleistungen an die Pensionskasse der Maxhütte VVaG in Höhe von 118.250,20 €, Zinserträge 
aus den laufenden Geschäftskonten von 354.818,10 €, Zinserträge auf Steuern gemäß § 233a AO 
von 29.288,00 € und Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen von 87.638,69 € angefallen.

	 2. Sonstige Aufwendungen 

	

	 Die Personal- und Sachaufwendungen sind Verwaltungskosten, die verursachungsgerecht auf die 
sonstigen Aufwendungen aufgeteilt wurden.

	 Die sonstigen Aufwendungen beinhalten Zinszuführungen zu den Pensionsrückstellungen in Höhe von 
23.567,00 €.

	 Vergütung der Beratungspartner, Personalaufwendungen nach § 51 Abs. 5 RechVersV
 

2025
€

2024 
€

Löhne und Gehälter 2.920.010,27 2.829.915,16

Soziale Abgaben und Aufwendungen für Unterstützung 546.774,30 496.444,08

Aufwendungen für Altersversorgung 73.798,07 68.590,50

Gesamt 3.540.582,64 3.394.949,74

2025
€

2024
€

Sachaufwendungen 668.962,25 557.967,62

Personalaufwendungen 281.083,93 303.774,03

Aufwendungen für Dienstleistungen der  
Pensionskasse der Caritas VVaG 1.539.008,66 1.440.192,36

Gesamt 2.489.054,84 2.301.934,01
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	 Im Geschäftsjahr 2025 wurden von den ausgewiesenen Löhnen und Gehältern 230.278,10 € in die 
Bilanz umgebucht. Davon entfallen 101.322,36 € auf Forderungen an die Pensionskasse der Caritas 
VVaG. 

	 Provisionen jeglicher Art der Versicherungsvertreter gemäß § 93 HGB für das selbst abgeschlossene 
Versicherungsgeschäft (Vergütung der Beratungspartner) wurden in Höhe von 424.301,62 € (Vorjahr: 
463.482,39 €) gezahlt.

	 4. Steuern vom Einkommen und Ertrag

	 Der Steueraufwand setzt sich im Geschäftsjahr wie folgt zusammen:

Sonstige Angaben	 			 

•	 Die Kölner Pensionskasse VVaG i. L. mit Sitz in Köln wird beim Amtsgericht Köln unter der Handels-
register-Nr. HRB 38301 geführt. Die Kasse befindet sich seit dem 1. Januar 2021 im Status der 
Liquidation und führt seit diesem Zeitpunkt in der Firmenbezeichnung den Zusatz i. L.

•	 Im Berichtsjahr waren durchschnittlich 47 festangestellte Beschäftigte für die Pensionskasse tätig 
(Vorjahr: 46), davon 31 in Vollzeit und 16 in Teilzeit. Alle Beschäftigten übernahmen im Rahmen der 
satzungsgemäßen Möglichkeit die Mitverwaltung weiterer Versorgungseinrichtungen.

•	 Die Geschäftsräume in der Max-Planck-Str. 39 in 50858 Köln sind angemietet. Es besteht ein be-
fristetes Mietverhältnis bis zum 31.10.2030 mit einer Verlängerungsoption um weitere zehn Jahre. 
Die finanziellen Verpflichtungen bis Oktober 2030 belaufen sich auf 656.284,50 €.

•	 Unter Berufung auf § 286 Abs. 4 HGB wird auf die Angabe der Bezüge der Liquidatoren verzichtet.

•	 An die Liquidatoren und an den Aufsichtsrat wurden keine Vorschüsse und Kredite gewährt. Es 
wurden keine Haftungsverhältnisse für diesen Personenkreis eingegangen.

•	 Für ehemalige Vorstandsmitglieder wurden zum Bilanzstichtag Pensionsrückstellungen in Höhe von 
insgesamt 1.181.502,00 € bilanziert.

 Vorjahre
€

Geschäftsjahr
€

Gesamt
€

Körperschaftsteuer 103.468,58 0,00 103.468,58

Solidaritätszuschlag 5.237,47 1.477,87 6.715,34

Gewerbesteuer 150.109,50 42.726,25 192.835,75

Kapitalertragsteuer nicht anrechenbar 0,00 10.106,48 10.106,48

Gesamt 258.815,55 54.310,60 313.126,15
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•	 Die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrates beträgt im Geschäftsjahr insgesamt 24.412,50 €.

•	 Weitere Personaldienstleistungen, insbesondere für die Bereiche Immobilienverwaltung und Personal 
wurden von Mitarbeitern der Gründungskasse, der Pensionskasse der Caritas VVaG, übernommen. 
Die Aufwendungen hierfür betrugen 80.319,81 €. 

•	 Das im Geschäftsjahr erfasste Gesamthonorar von 66.239,50 € für den Abschlussprüfer Deloitte 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft betrifft ausschließlich Abschlussprüfungsleistungen.

•	 Es liegen nicht bilanziell berücksichtigte Verpflichtungen gegenüber denjenigen ehemaligen und 
aktuellen Mitarbeitenden der Kölner Pensionskasse vor, die sich noch in der Anwärterphase befin-
den. Die entsprechenden Verpflichtungen bestehen darin, gemäß Betriebsrentengesetz für die ihnen 
gegenüber ausgesprochenen Zusagen der betrieblichen Altersversorgung einzustehen und eventuelle 
Leistungskürzungen, die sich aus der Sanierung der Kölner Pensionskasse ergeben, bei ihrer Konkre-
tisierung im Leistungsfall auszugleichen. Der voraussichtliche Betrag hieraus beläuft sich aktuell auf 
135.690,00 €. Weitere aus der Bilanz nicht ersichtliche Haftungsverhältnisse einschließlich Pfandbe-
stellungen und Sicherheitsübereignungen bestanden nicht. Verbindlichkeiten aus der Begebung von 
Wechseln und Schecks waren nicht vorhanden.

•	 Die Mitglieder des Aufsichtsrates und die Liquidatoren sind auf Seite 5 namentlich aufgeführt.

Nachtragsbericht

Es traten keine Ereignisse nach dem Bilanzstichtag und vor Genehmigung des Jahresabschlusses durch 
die Liquidatoren auf, die materielle Auswirkungen auf die Ergebnisse der Kölner Pensionskasse VVaG i. L. 
haben könnten.

Köln, den 17. April 2026

Kölner Pensionskasse
Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit i. L.
Die Liquidatoren

	
	

Olaf Keese                                                                     Robert Müller
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers
An die Kölner Pensionskasse VVaG i. L., Köln 

Prüfungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Kölner Pensionskasse VVaG i. L., Köln, – bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
zum 31. Dezember 2025 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Kölner Pensionskasse VVaG i. L., 
Köln, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

•	 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 und

•	 vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. 
In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, ent-
spricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat.

Grundlage für die Prüfungsurteile

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grund-
sätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften 
und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von 
dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufs-
rechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht zu dienen.

Hinweis zur Hervorhebung eines Sachverhalts

Wir machen auf die Ausführungen der Liquidatoren im Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden“ des Anhangs aufmerksam. Die Liquidatoren weisen dort auf den Entzug der Geschäftserlaubnis 
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gemäß § 304 Abs. 1 VAG mit Wirkung zum 1. Januar 2021 und die damit einhergehende Auflösung der 
Gesellschaft hin. Die Liquidatoren stellen in diesem Zusammenhang dar, dass hierdurch die bestehenden 
Versicherungsverhältnisse unberührt bleiben und die Abwicklung der Verträge noch über viele Jahre erfol-
gen wird. Aus diesen Gründen halten die Liquidatoren bis zum Zeitpunkt der absehbaren Einstellung der 
Betriebstätigkeit für die Aufstellung des Jahresabschlusses am Grundsatz der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit fest. Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht sind diesbezüglich 
nicht modifiziert.

Sonstige Informationen

Die Liquidatoren bzw. der Aufsichtsrat sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen 
Informationen umfassen:

•	 den Bericht des Aufsichtsrats, welcher uns voraussichtlich erst nach dem Datum dieses Bestätigungs-
vermerks zur Verfügung gestellt wird,

•	 alle übrigen Teile des veröffentlichten Geschäftsberichts, 

•	 aber nicht den Jahresabschluss, nicht die inhaltlich geprüften Angaben im Lagebericht und nicht 
unseren dazugehörigen Bestätigungsvermerk.

Der Aufsichtsrat ist für den Bericht des Aufsichtsrats verantwortlich. Im Übrigen sind die Liquidatoren für 
die sonstigen Informationen verantwortlich.

Unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf die sonstigen 
Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form 
von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die oben genannten sonstigen  
Informationen zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen

•	 wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu den inhaltlich geprüften Angaben im Lagebe-
richt oder zu unseren bei der Prüfung erlangten Kenntnissen aufweisen oder

•	 anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Verantwortung der Liquidatoren und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss und den Lagebericht

Die Liquidatoren sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen han-
delsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
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Ferner sind die Liquidatoren verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund 
von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder 
Irrtümern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die Liquidatoren dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur geordneten Liquidation der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie 
die Verantwortung, Sachverhalte im Zusammenhang mit der geordneten Liquidation, sofern einschlägig, 
anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder 
rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.

Außerdem sind die Liquidatoren verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein 
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die Liquidatoren verantwortlich 
für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 
eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 
ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu 
können.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft 
zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes 
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und 
ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen 
wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnis-
sen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Über-
einstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche fal-
sche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern 
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 
sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen 
wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 
Darüber hinaus
 
•	 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresabschluss 

und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend 
und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus 
dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist höher 
als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt 
wird, da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständig-
keiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.

•	 erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen 
Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht 
mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser 
Vorkehrungen und Maßnahmen abzugeben.

•	 beurteilen wir die Angemessenheit der von den Liquidatoren angewandten Rechnungslegungsme-
thoden sowie die Vertretbarkeit der von den Liquidatoren dargestellten geschätzten Werte und damit 
zusammenhängenden Angaben.

•	 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den Liquidatoren angewandten 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage 
der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereig-
nissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
geordneten Liquidation der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf 
die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen 
unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die Gesellschaft die geordnete Liquidation ihrer Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann.

•	 beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so 
darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

•	 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung 
und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.
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•	 führen wir Prüfungshandlungen zu den von den Liquidatoren dargestellten zukunftsorientierten An-
gaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir 
dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von den Liquidatoren zugrunde gelegten 
bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten 
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten An-
gaben sowie zu den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches 
unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben 
abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die 
Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel in internen Kontrollen, die wir während unserer Prüfung feststellen.

Düsseldorf, den 8. Mai 2026  

Deloitte GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
	

Rouven Schmidt 	 Armin Feldmann
Wirtschaftsprüfer 	 Wirtschaftsprüfer



Bericht des Aufsichtsrats

Bericht des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2025

Der Aufsichtsrat hat während des Geschäftsjahres 2025 die ihm nach Gesetz, Satzung und Geschäfts-
ordnung für den Aufsichtsrat obliegenden Aufgaben wahrgenommen und sich in regelmäßigen Sitzungen 
mit den Liquidatoren über den Geschäftsverlauf, die Lage der Pensionskasse, wichtige unternehmenspo-
litische Maßnahmen sowie über bedeutende Geschäftsvorfälle informiert und die Geschäftsführung der 
Liquidatoren überwacht. Die Berichtspflichten der Liquidatoren und zustimmungspflichtige Geschäfte sind 
im Gesetz verankert und in der Geschäftsordnung für die Liquidatoren konkretisiert.

Die schriftliche Berichterstattung der Liquidatoren an den Aufsichtsrat erfolgte in vierteljährlichen ordent-
lichen Sitzungen. Die dem Aufsichtsrat zur Zustimmung vorgelegten Geschäfte und Maßnahmen wurden 
vom Aufsichtsrat geprüft und mit den Liquidatoren beraten. Darüber hinaus hat der Vorsitzende des Auf-
sichtsrats die Protokolle der Geschäftsleitungssitzungen eingesehen und mit den Liquidatoren in regelmä-
ßigen Abständen geschäftspolitische Fragen sowie die Lage und Entwicklung der Pensionskasse erörtert. 
Ferner befasste sich der Aufsichtsrat mit der Wirksamkeit des Rechnungslegungsprozesses, des internen 
Kontrollsystems, des Risikomanagements, des internen Revisionssystems sowie mit der Sicherstellung der 
dauernden Erfüllbarkeit der Verpflichtungen aus den Versicherungen. Des Weiteren wurde der Aufsichts-
rat insbesondere über die Einführung des neuen Bestandsführungssystems sowie über die Umsetzung 
der Anforderungen des Digital Operational Resilience Act (DORA) in Kenntnis gesetzt. Im Mittelpunkt der 
Aufsichtsratssitzungen stand die wirtschaftliche Entwicklung der Pensionskasse sowie die Entwicklung 
der Kapitalanlagen. 

Die ordentlichen Sitzungen des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2025 fanden am 24. März, 11. Juni,  
22. September und am 10. Dezember statt. Offenzulegende Interessenskonflikte lagen im Geschäftsjahr 
nicht vor. Genauso wenig gab es anzugebende Nichtteilnahmen von Aufsichtsratsmitgliedern an Sitzungen. 

Darüber hinaus befindet sich der Aufsichtsrat im regelmäßigen Austausch mit den Mitgliedervertretern.

Der Jahresabschluss und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025 wurden von der Deloitte GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft geprüft. Aufsichtsrat und Vorstand wurden umfassend über Verlauf und 
Ergebnisse der Prüfung unterrichtet. Den schriftlichen Bericht über diese Prüfungen hat der Aufsichtsrat 
zur Kenntnis genommen.

Der Verantwortliche Aktuar Mark Walddörfer hat an der Sitzung des Aufsichtsrates über die Prüfung des 
Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2025 teilgenommen und über die wesentlichen Ergebnisse seines 
Erläuterungsberichtes zur versicherungsmathematischen Bestätigung berichtet. Der Aufsichtsrat hat den 
Bericht des Verantwortlichen Aktuars billigend zur Kenntnis genommen. 

Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 und den Lagebericht eingehend geprüft 
und empfiehlt der Vertreterversammlung, den aufgestellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 2025 
festzustellen.

58
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Dem Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars zur Überschussverwendung hat der Aufsichtsrat zugestimmt 
und empfiehlt der Vertreterversammlung die Überschussverwendung entsprechend des Vorschlags zu 
beschließen.

Für die im abgelaufenen Geschäftsjahr geleistete Arbeit dankt der Aufsichtsrat den Liquidatoren und allen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Köln, den 2. Juni 2026

Lorenz Hanelt	            Udo Kühle	  Dr. Jens Maceiczyk
Vorsitzender	            Stv. Vorsitzender		





Anlagen

     Bewegung des Bestandes an  
     Pensionsversicherungen

     Entwicklung der Aktivposten

     Überschussverwendung
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Überschussverwendung

Die Vertreterversammlung hat am 10. Juli 2026, dem Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars folgend, 
den nachstehenden Beschluss gefasst:

	 Die in die Rückstellung für Beitragsrückerstattung eingestellten Mittel werden nicht für Leistungser-
höhungen verwendet, sondern zur Stärkung der Risikotragfähigkeit auf das Folgejahr vorgetragen.	
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